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Bayerisches Schulfinanzierungsgesetz 
(BaySchFG) 

Vom 24. Juli 1986 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird: 
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Erster Teil 

Allgemeines 
Art. 1 

Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für öffentliche Schulen 
(Art. 3 Abs. 1, Art. 5 Abs. 2 des Bayerischen Gesetzes 
über das Erziehungs- und Unterrichtswesen - Bay-. 
EUG) sowie für Ersatzschulen (Art. 3 Abs. 2, Art. 68 
BayEUG). 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für Schulen im Ge­
schäftsbereich des Staatsministeriums für Ernäh­
rung, Landwirtschaft und Forsten. 

Art. 2 

Personalaufwand 

(1) IDer Personalaufwand umfaßt den Aufwand 
nach den beamten-, tarif- und sozialversicherungs­
rechtlichen Bestimmungen sowie die gesetzlichen 
Beiträge zur Berufsgenossenschaft für Lehrer und 
Verwaltungspersonal aller Schulen sowie für Päd­
agogische Assistenten an Volks- und Sonderschu­
len, für Heilpädagogen im Sonderschuldienst und 
sonstiges Personal für heilpädagogische Unter­
richtshilfe sowie für Pflegepersonal an Sonder­
schulen und für pädagogisches Hilfspersonal an 
Gymnasien und beruflichen Schulen: 2Der Aufwand 

Abschnitt V 

Lernmittelfreiheit, Schulgeldfreiheit 

Art. 39 Lernmittelfreiheit 

Art. 40 Schulgeldfreiheit 

Vierter Teil 

Aufwand für Einrichtungen der Schulaufsicht 

Art. 41 Staatliches Schulamt 

Art. 42 Ministerialbeauftragte 

Fünfter Teil 

Ubergangsvorschriften 

Art. 43 Private Volksschulen, Volksschulfachlehrer 

Art. 44 Vorkurse an kirchlichen Spätberufenengymnasien 

Art. 45 Schulaufwand für staatliche Realschule n und Gymnasie n 
in besonderen Fällen 

Art. 46 Übertragung und Rückübereignung von Schulanlagen 

Art.47 Besondere Verpflichtungen 

Art. 48 Bestehende berufliche Schulen mit abweichender Be­
darfsaufbringung 

Art. 49 Ubergangsregelung zur Förderung nach dem Privatschul­
leistungsgesetz und nach dem Gesetz über das berufliche 
Schulwesen 

Art. 50 Lernmittelfreiheit für zweisprachige Arbeitshefte 

Sechster Teil 

Schlußvorschriften 

Art. 51 Staatsverträge 

Art.52 Vollzug des Gesetzes 

Art. 53 Rechts- und Verwaltungsvorschriften 

Art. 54 Änderung von Gesetzen 

Art. 55 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

schließt die Aufwendungen für den nebenamtlichen 
und nebenberuflichen Unterricht ein. 

(2) Zum Verwaltungspersonal gehören die zur Er­
ledigung der Verwaltungsgeschäfte der Schullei­
tung erforderlichen Beamten und Angestellten. 

Art. 3 

Schul aufwand 

(1) IDer nicht zum Personalaufwand (Art. 2) gehö­
rende übrige Aufwand ist Schulaufwand. 2Er um­
faßt den für den ordnungsgemäßen Schulbetrieb 
und Unterricht erforderlichen Sachaufwand sowie 
den Aufwand für das Hauspersonal. 

(2) Zum Sachaufwand gehören vor allem die Auf­
wendungen für 

1. die Bereitstellung, Einrichtung, Ausstattung, Be­
wirtschaftung und Unterhaltung derSchulanlage 
einschließlich der Sportstätten, Erholungsflä­
chen und, soweit erforderlich, Hausmeisterwoh-. 
nungen, 

2. die Lehrmittel, die Lernmittel, soweit für sie nach 
Art. 20 Lernmittelfreiheit gewährt wird, Büche­
reien, Zeitschriften und Urheberrechtsvergütun­
gen, 

3. die fachpraktische Ausbildung im Rahmen des 
Unterrichts (Art. 29 Abs. 3 BayEUG), 

4. Schulveranstaltungen, 
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5. Einrichtungen zur Mitgestaltung des schulischen 
Lebens, 

6. Geschäftsbedürfnisse der Schule, 
7. Schülerheime für berufliche Schulen, soweit sie 

für den Schulbetrieb erforderlich sind, 

8. die notwendige Beförderung der Schüler auf 
Unterrichtswegen. 

(3) Zum Hauspersonal gehören die für Verwal­
tung und Bewirtschaftung der Schulanlage erfor­
derlichen Dienstkräfte. 

(4) Zum Schulaufwand der Volksschulen und der 
Sonderschulen gehört auch die notwendige Beför­
derung der Schüler auf dem Schulweg einschließ­
lich der Schüler, die nach Art. 10 Abs. 2 des Volks­
schulgesetzes (VoSchG) gastweise eine andere 
Schule besuchen. 

Zweiter Teil 

Öffentliche Schulen 

Abschnitt I 

Allgemeines 

Art. 4 
Betrieb und Unterhaltung 

Bei dem Betrieb und der Unterhaltung öffentli­
cher Schulen wirken Sta at und kommunale Kör­
perschaften zusammen. 

Ar t. 5 

Finanzhilfen 

(1) Der Staat gewährt den Trägern des Schulauf­
wands Finanzhilfen nach Maßgabe des Finanzaus­
gleichsgesetzes zu Baurnaßnahmen, die schulauf­
sichtlich genehmigt sind; bei beruflichen Schulen 
erstrecken sich die Finanzhilfen auch auf die erst­
malige Einrichtung, soweit sie der fachtheoreti­
schen und fachpraktischen Ausbildung der Schüler 
unmittelbar dient. 

(2) Der Staat gewährt den Gemeinden, Schulver­
bänden, Landkreisen und Bezirken Finanzhilfen 
nach Maßgabe des Finanzausgleichsgesetzes zu der 
notwendigen Beförderung der Schüler an Volks­
schulen und an Sonderschulen auf dem Schulweg. 

Abschnitt II 

Staatliche Schulen 

Art. 6 
Träger des Personalaufwands 

Der Staat trägt den Per sonalaufwand. 

Art. 7 

Vergütung des Unterrichts durch Lehrer 
der Kirchen und kirchlichen Genossenschaften 

an Volks- und Sondervolksschulen 

(1) 1 Der von Geistlichen, Katecheten und sonsti­
gen Religionslehrern an Volks- und Sondervolks­
schulen erteilte Religionsunterricht wird den Kir-

chen und Religionsgemeinschaften vom Staat pau­
schal vergütet. 2Dies gilt nicht, soweit die Geistli­
chen, Katecheten und sonstigen Religionslehrer in 
einem Dienstverhältnis zum Freistaat Bayern ste­
hen. 3Das Nähere wird mit den Kirchen und Reli­
gionsgemeinschaften vereinbart. 4Die Vereinba­
rung bedarf der Zustimmlmg des Landtags. 

(2) lDie kirchlichen Genossenschaften erhalten 
vom Staat für die von ihnen nach Maßgabe des 
Volksschulgesetzes zur Verfügung gestellten Leh­
rer und Pädagogischen Assistenten eine Vergütung. 
2Diese bemißt sich bei 

1. Lehramtsanwärtern und Pädagogischen Assi­
stenten im Vorbereitungsdienst nach den Anwär­
terbezügen der Beamten auf Widerruf im Vorbe­
reitungsdienst mit der Maßgabe, daß der Anwär­
tergrundbetrag zusammen mit der Unterrichts­
vergütung das Grundgehalt der ersten Dienstal­
tersstufe der maßgebenden Besoldungsgruppe 
zuzüglich Ortszuschlag nach Stufe 2 und jährli­
che Sonderzuwendung nicht übersteigen darf, 

2. den übrigen Lehrern sowie den Pädagogischen 
Assistenten nach dem Grundgehalt der neunten 
Dienstaltersstufe der Besoldungsgruppe, in die 
vergleichbare beamtete Lehrer und Pädagogi­
sche Assistenten eingereiht sind; dazu treten der 
Ortszuschlag der Stufe 2, Stellenzulagen, die 
jährliche Sonderzuwendung, ein Versorgungszu­
schlag von 25 v. H . aus diesen Bezügen und das 
Urlaubsgeld. 

3Bei Teilzeitbeschäftigung bemißt sich die Vergü­
tung nach dem Verhältnis der ermäßigten zur re­
gelmäßigen Arbeitszeit. 4Beträgt die Teilzeitbe­
schäftigung weniger als die Hälfte der regelmäßi­
gen Arbeitszeit, so bemißt sich die Vergütung nach 
den Sätzen für den nebenamtlichen und nebenbe­
ruflichen Unterricht. 

Art. 8 

Träger des Schulaufwands 
(1) IDie zuständigen kommunalen Körperschaf­

ten tragen den Schulaufwand (Aufwandsträger). 
2Zuständig sind bei 

1. Volksschulen, Sondervolksschulen und Sonder­
berufsschulen die Körperschaften, für deren Ge­
biet oder Teilen davon die Schule errichtet ist, 

2. Berufsschulen die kreisfreien Gemeinden oder 
die Landkreise, die den Schulsprengel bilden, 

3. den übrigen Schulen die kreisfreien Gemeinden 
oder die Landkreise, in deren Gebiet die Schulen 
ihren Sitz haben. 

3Das Zusammenwirken mehrerer zuständiger Kör­
perschaften richtet sich nach dem Gesetz über die 
kommunale Zusammenarbeit, soweit dieses Gesetz 
nicht besondere Vorschriften enthält. 

(2) Eine kommunale Körperschaft, die nicht oder 
nicht allein nach Absatz 1 verpflichtet ist, kann sich 
im Einvernehmen mit den nach Absatz 1 verpflich­
teten Körperschaften und mit Zustimmung des 
Staatsministeriums für Unterricht und Kultus, bei 
Sondervolksschulen, Sonderberufsschulen und Be­
rufsschulen der zuständigen Regierung, bei Volks-
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schulen der zuständigen Rechtsaufsichtsbehörde, 
verpflichten, den Schulaufwand an Stelle der ver­
pflichteten Körperschaft zu tragen. 

(3) 11m Fall des Absatzes 2 kann der Aufwands­
träger jährlich für die durch den Betrieb der Schule 
entstehenden und anderweitig nicht gedeckten Ko­
sten von den aus ihrer Verpflichtung nach Absatz 1 
entlassenen kommunalen Körperschaften Ersatz 
nach Maßgabe der Zahl der anteiligen Schüler ver­
langen. 2Die kommunalen Körperschaften können 
eine abweichende Kostenverteilung vereinbaren. 

Art. 9 

Schulverbände für Volksschulen und 
Sondervolksschulen· 

(1) IMit der Errichtung einer Volksschule für das · 
Gebiet mehrerer Gemeinden oder Teilen davon ent­
steht ein Schulverband aus den beteiligten Gemein­
den, soweit nicht eine Regelung nach Art. 8 Abs. 2 
getroffen ist. 2Der Schulverband ist eine Körper­
schaft des öffentlichen Rechts und besitzt das 
Recht, Dienstherr von Beamten zu sein. 3Er ist Trä­
ger des Schulaufwands für die in seinem Gebiet er­
richteten öffentlichen Volksschulen (Verbands­
schulen). 

(2) Organe des Schulverbands sind die Schulver­
bandsversammlung und der Schulverbandsvorsitz­
ende. 

(3) 1 Die Schulverbandsversammlung besteht aus 
den ersten Bürgermeistern der am Schulverband 
beteiligten Gemeinden. 2Gemeinden, aus denen 
mehr als 50 Schüler die Verbandsschule oder die 
Verbandsschulen besuchen (Verbands schüler), ent­
senden ferner bis einschließlich 100 Verbandsschü­
ler einen weiteren Vertreter und für jedes weitere 
angefangene. Hundert Verbandsschüler einen wei­
teren Vertreter als Mitglied in die Schulverbands­
versammlung. 3Die weiteren Mitglieder werden 
vom Gemeinderat für die Dauer seiner Wahlperiode 
bestellt. 4Die Bestellung kann widerrufen werden. 

(4) 1Stichtag für die nach Absatz 3 notwendige 
Feststellung der Zahl der Verbandsschüler ist der 
1. Oktober eines jeden Jahres. 2Überzählige Mit­
glieder der Schulverbandsversammlung sind durch 
den zuständigen Gemeinderat abzuberufen. 

(5) lDie Mitglieder der Schulverbandsversamm­
lung wählen aus ihrer Mitte für die Dauer von höch­
stens sechs Jahren einen Vorsitzenden und dessen 
Stellvertreter. 2Wiederwahl ist zulässig. 

(6) 1 Die Schulverbandsversammlung wird, wenn 
noch kein Schulverbandsvorsitzender gewählt ist, 
durch den ersten Bürgermeister der Schulsitzge­
meinde einberufen. 2Die Schulverbandsversamm­
lung ist jährlich mindestens einmal einzuberufen. 
3Auf Antrag eines Viertels der gesetzlichen Zahl der 
Mitglieder muß der Vorsitzende innerhalb einer 
Woche eine Sitzung einberufen. 

(7) 1 Der Schulverband erhebt für seinen durch 
sonstige Einnahmen nicht gedeckten Bedarf von 
den Verbandsmitgliedern eine Umlage, um seinen 
Finanzbedarf zu decken (Schulverbandsumlage). 
2Die Umlage wird nach der Zahl der Verbandsschü­
ler bemessen. 3Stichtag für die Feststellung der 
Zahl der Verbandsschüler ist der 1. Oktober eines 
jeden Jahres für das darauffolgende Jahr. 4Die 
Schulverbandsversammlung kann mit einer Mehr-

heit von zwei Dritteln ihrer Mitglieder eine von den 
Sätzen 1 bis 3 abweichende Regelung beschließen. 

(8) 1 Die Rechtsaufsicht über den Schulverband 
obliegt der Verwaltungsbehörde, die die Rechtsauf­
sicht über die Schulsitzgemeinde ausübt. 21st am 
Schulverband eine kreisfreie Gemeinde beteiligt, so 
obliegt die Rechtsaufsicht der Regierung. 

(9) Soweit dieses Gesetz für die Schulverbände 
keine Regelung enthält, gelten die Bestimmungen 
des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit 
für Zweckverbände entsprechend. 

(10) IMit der Errichtung einer Sondervolksschule 
für Blinde,Sehbehinderte, Gehörlose, Schwerhöri­
ge, Körperbehinderte oder der (Teil-)Hauptschul­
stufe einer Schule für Sprachbehinderte für das Ge­
biet mehrerer Bezirke oder Teilen davon, einer 
Sondervolksschule für Kranke, Sprachbehinderte, 
Geistigbehinderte, Lernbehinderte oder zur Erzie­
hungshilfe für das Gebiet mehrerer Landkreise 
oder kreisfreier Gemeinden oder Teilen davon ent­
steht ein Sonderschulverband aus den beteiligten 
Gebietskörperschaften, soweit nicht eine Regelung 
nach Art. 8 Abs. 2 getroffen ist. 2Die Absätze 1 bis 9 
gelten entsprechend; bei den aus Bezirken beste­
henden Sonderschulverbänden obliegen die dem 
ersten Bürgermeister der Gemeinde zukommenden 
Aufgaben dem Bezirkstagspräsidenten, die dem 
Gemeinderat zukommenden Aufgaben dem Be­
zirkstag, bei den aus Landkreisen bestehenden 
Schulverbänden dem Landrat und dem Kreistag. 
3Die Rechtsaufsicht obliegt der Regierung, in deren 
Bezirk die Schule ihren Sitz hat. 

Art. 10 

Gastschülerbeiträge, Kostenersatz, 
Gastschülerzuschüsse 

(1) IDer Aufwandsträger kann für jeden Gast­
schüler einen Beitrag (Gastschülerbeitrag) nach 
Absatz 2, für Gastschüler an Berufsschulen Kosten­
ersatz nach Absatz 3 verlangen; ein Gastschülerbei­
trag entfällt für Volksschüler, denen nach Art. 10 
Abs. 1 VoSchG der Besuch einer anderen Volks­
schule gestattet ist. 2Gastschüler sind bei 

1. Volksschulen, Sondervolksschulen und Sonder­
berufsschulen Schüler, die nicht im Sprengel der 
besuchten Schule ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
haben, 

2. Berufsschulen Schüler mit einem Beschäfti­
gungsverhältnis, deren Beschäftigungsort nicht 
im Sprengel der besuchten Schule liegt, und 
Schüler ohne Beschäftigungsverhältnis, die nicht 
im Sprengel der besuchten Schule ihren gewöhn­
lichen Aufenthalt haben, 

3. den übrigen Schulen die Schüler, die außerhalb 
des Gebiets des Aufwandsträgers ihren gewöhn­
lichen Aufenthalt haben. 

3Als Gastschüler gelten auch Schüler, die vor ihrer 
Aufnahme in ein Heim, ein Krankenhaus oder eine 
ähnliche Einrichtung nicht im Sprengel der für die­
se Einrichtung zuständigen Volksschule oder Son­
derschule ihren gewöhnlichen Aufenthalt hatten. 

(2) 1 Der Gastschülerbeitrag je Schüler wird er­
rechnet, indem der entstandene laufende Schulauf­
wand durch die Gesamtschülerzahl geteilt wird. 
2Maßgebend ist die Schülerzahl nach der amtlichen 
Statistik für das dem Haushaltsjahr vorhergehende 
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Jahr; bei Neugründungen sind bis zum Vorliegen 
statistischer Zahlen die tatsächlichen Verhältnisse 
maßgebend. :!Werden Schüler einer Volksschule nur 
zum Unterricht in einzelnen Fächern zugewiesen, 
so vermindert sich der Gastschülerbeitrag entspre-
chend. . 

(3) 1 Für Gastschüler an Berufsschulen errechnet 
sich der Kostenersatz nach Maßgabe des Art. 8 Abs. 3. 
2Besuchen außerbayerische Schüler eine Berufs­
schule in Bayern, so gilt Satz 1 entsprechend. 

(4) IBeitrags- oder Kostenschuldner ist 

1. bei Volksschulen die Gemeinde des gewöhnlichen 
Aufenthalts des Schülers, 

2. bei Sondervolksschulen für Blinde, Sehbehinder­
te, Gehörlose, Schwerhörige, Körperbehinderte 
und bei (Teil-} Hauptschulstufen der Schulen für 
Sprachbehinderte sowie bei Sonderberufsschu­
len der Bezirk des gewöhnlichen Aufenthalts des 
Schülers, 

3. bei Berufsschulen der Landkreis oder die kreis­
freie Gemeinde des Beschäftigungsorts oder, so­
weit ein Beschäftigungsverhältnis nicht vorliegt, 
der Landkreis oder die kreisfreie Gemeinde des 
gewöhnlichen Aufenthalts des Schülers, 

4. bei den übrigen Schulen der Landkreis oder die 
kreisfreie Gemeinde des gewöhnlichen Aufent­
halts des Schülers, 

5. bei Schülern mit gewöhnlichem Aufenthalt au-
ßerhalb Bayerns der Freistaat Bayern. . 

21m Fall des Absatzes 1 Satz 3.ist Beitragsschuldner 
die Gemeinde, beim Besuch der Sonderschulen die 
nach Satz 1 zuständige kommunale Körperschaft, 
in der der Schüler vor seiner Aufnahme in ein 
Heim, ein Krankenhaus oder eine ähnliche Einrich­
tung seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte. 

(5) Nehmen Umschüler im Sinn des Berufsbil­
dungsgesetzes oder der Handwerksordnung am 

'Unterricht in der Berufsschule teil, so kann der 
Aufwandsträger vom Umschüler eine angemessene 
Kostenbeteiligung entsprechend Absatz 3 Satz 1 
verlangen, wenn diesem die Kosten im Rahmen ei­
ner anderweitigen öffentlichen Förderung zu erset­
zen sind. 

(6) lÜbersteigt die Zahl der Gastschüler in einer 
Schulsitzgemeinde 15 v. H. der Gesamtzahl der 
Schüler, so gewährt der Staat dem Aufwandsträger 
einen Gastschülerzuschuß. 2Der Zuschuß beträgt je 
Haushaltsjahr 100,- DM für jeden 15 v. H. der Ge­
samtzahl der Schüler übersteigenden Gastschüler. 
3Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. 4Der Gastschü­
lerzuschuß darf 85 v. H. des laufenden Schulauf­
wands nicht übersteigen. 5Die Sätze 1 bis 4 gelten 
nicht für Pflichtschulen, Berufsfachschulen (ausge­
nommen Wirtschaftsschulen), Fachschulen und 
Fachakademien. 

Art. 11 

Staatliche Heimschulen 

(1) Bei staatlichen Realschulen, Gymnasien, Kol­
legs und Berufsoberschulen, die das Staatsministe­
rium für Unterricht und Kultus zu Heimschulen er­
klärt, sowie bei den Landesschulen für Blinde, Ge­
hörlose und Körperbehinderte trägt der Staat ne­
ben dem Personalaufwand auch den gesamten üb­
rigen Aufwand für die Schule und das Heim. 

(2) lWird eine bestehende Schule zur Heimschule 
erklärt, so ist das Eigentum an den dem Schulbe­
trieb dienenden beweglichen und unbeweglichen 
Sachen auf den Staat zu übertragen. 2Die übertra­
gung des Eigentums darf weder von der Übernah­
me von Verbindlichkeiten noch von der Zahlung ei­
nes Entgelts abhängig gemacht werden. 

(3) lWird das Heim einer staatlichen Heimschule 
aufgelöst, so ist das Eigentum an den dem Schulbe­
trieb dienenden beweglichen und unbeweglichen 
Sachen auf die zuständige kommunale Körper­
schaft (Art. 8) zu übertragen. 2Absatz 2 Satz 2 gilt 
entsprechend. 3Die Verpflichtung, den Schulauf­
wand zu tragen, geht ab 1. Januar des der Auflösung 
folgenden Jahres auf die zuständige kommunale 
Körperschaft über. 4Ab dem gleichen Zeitpunkt ist 
die kommunale Körperschaft verpflichtet, die in der 
Schule beschäftigten, zum Hausp~rsonal gehören­
den Dienstkräfte in ihrer bisherigen Rechtsstellung 
zu übernehmen. 

Art. 12 

Bedarfsaufbringung in besonderen Fällen 

(1) lAbweichend von Art. 8 trägt der Staat bei 
Schulen des Gesundheitswesens an staatlichen Kli­
niken und Instituten, bei Fachakademien der Aus­
bildungsrichtung Sport an Einrichtungen für die 
Ausbildung von Sportlehrern an staatlichen Hoch­
schulen sowie bei Fachakademien für die Ausbil­
dung von Restauratoren an den staatlichen Biblio­
theken, Archiven, Museen, Sammlungen und Ein­
richtungen zum Schutz und zur Pflege von Denk­
mälern neben dem Personalaufwand auch den ge­
samten Schulaufwand. 2Vereinbarungen, die eine 
Beteiligung einer kommunalen Körperschaft an 
der Bedarfsaufbringung vorsehen, sind möglich. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für mit Fachhoch­
schulen räumlich verbundene Berufsfach- und 
Fachschulen, für die zum Zeitpunkt des Inkrafttre­
tens dieses Gesetzes der Staat den gesamten Schul­
aufwand trägt. 

Art. 13 

Bereitstellung von Wohnungen 
für Lehrer an Volksschulen 

Die Regierung kann Gemeinden und Schulver­
bände verpflichten, für die an Volksschulen haupt­
amtlich tätigen Lehrer Wohnungen bereitzustellen, 
wenn schulische Belange dies erfordern. ' 

Art. 14 

Verwaltung des Schulvermögens 
(1) IDer Schulleiter verwaltet für den Aufwands­

träger und nach dessen Richtlinien die Schulanlage 
und die zur Verfügung gestellten beweglichen Sa­
chen (Schulvermögen); in Erfüllung dieser Aufga­
ben sowie in schulischen Angelegenheiten ist er 
dem Hauspersonal gegenüber weisungsberechtigt. 
2Er übt das Hausrecht aus. 3Der Aufwandsträger 
kann die Bewirtschaftung der für den Schulauf­
wand bereitgestellten Haushaltsmittel ganz oder 
teilweise dem Schulleiter oder nach dessen Vor­
schlag einem anderen Lehrer übertragen. 

(2) 1 Der Schulleiter wird bei Erfüllung seiner Auf­
gaben nach Absatz 1 durch die Lehrer, das Verwal-
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tungspersonal und das Hauspersonal unterstützt. 
2Die Schulhausmeister sind unbeschadet ihrer son­
stigen dienstlichen Aufgaben auch zu Hilfsleistun­
gen für den Schulbetrieb verpflichtet. 

(3) Über die Verwendung des Schulvermögens für 
schulfremde Zwecke entscheidet unter Wahrung 
der schulischen Belange der zuständige Aufwands­
träger im Benehmen mit dem Schulleiter. 

Abschnitt 111 

Kommunale Schulen 

Art. 15 

Träger des Personalaufwands 
und des Schulaufwands 

Die kommunale Körperschaft, die Dienstherr des 
Lehrpersonals ist, trägt den Personalaufwand und 
den Schulaufwand. 

Art. 16 

Lehrpersonalzuschüsse 

(1) lDer Staat gewährt für kommunale Schulen 
einen Zuschuß zum Lehrpersonalaufwand (Lehr­
personalzuschuß). 2Der Zuschuß wird für das Haus­
haltsjahr gewährt. 3Wird eine Schule errichtet oder 
aufgelöst, so wird der Zuschuß für das maßgebliche 
Haushaltsjahr anteilig gewährt. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Sonderschulen; vertrag­
liche Verpflichtungen bleiben unberührt. 

Art. 17 

Lehrpersonalzuschüsse 
für Gymnasien, Realschulen und Schulen 

des Zweiten Bildungswegs 

(1) lBemessungsgrundlage des Lehrpersonalzu­
schusses für Realschulen, Gymnasien und Schulen 
des Zweiten Bildungswegs ist der Lehrpersonalauf': 
wand. 2Als Lehrpersonalaufwand gilt das 1,5fache, 
bei Abendrealschulen und Abendgymnasien das 
1,Ofache der Bezüge ein~s staatlichen Beamten 

bei Realschulen und Abendrealschulen: der Besol­
dungsgruppe A 13, 

bei Gymnasien (einschließlich Kollegs) und Abend-
gymnasien: der Besoldungsgruppe A 14 

je Klasse. 3Der Berechnung der Bezüge werden zu­
grunde gelegt das Grundgehalt der neunten Dienst­
altersstufe, der Ortszuschlag der Stufe 2, die jährli­
che Sonderzuwendung, ein Versorgungszuschlag 
von 30 v. H. aus diesen Bezügen sowie das Urlaubs­
geld. 4Der Gesamtbetrag der Zuschüsse errechnet 
sich dadurch, daß für jede der in.Satz 2 genannten 
Schularten 60 v. H. des Lehrpersonalaufwands je 
Klasse mit der Zahl der Klassen vervielfacht wird. 

(2) lDer jeweils für jede Schulart sich ergebende 
Gesamtbetrag aller Lehrpersonalzuschüsse wird je 
zur Hälfte nach der Zahl der Klassen und nach der 
Zahl der Schüler verteilt. 2Klassen gleicher oder 
verschiedener Ausbildungsrichtungen werden nur 
berücksichtigt, soweit sie wie an vergleichbaren 
staatlichen Schulen gebildet werden; einzügig ge­
führte Klassen, die die Hälfte der für vergleichbare 
staatliche Schulen vorgeschriebene Schülerzahl 
unterschreiten, werden nur berücksichtigt, wenn 

das Staatsministerium für Unterricht und Kultus 
der Klassenbildung zugestimmt hat. 3In der Kurs­
phase der Kollegstufe an Gymnasien gilt als Klasse 
die durchschnittliche Schülerzahl der Kurse an 
staatlichen Gymnasien; Reste werden auf- oder 
abgerundet. 

(3) Maßgebend für die Zahl der Klassen und 
Schüler sind jeweils die Verhältnisse am Stichtag 
der amtlichen Statistik für das dem Haushaltsjahr 
vorvorhergehende Jahr; bei Neugründungen sind 
bis zum Vorliegen statistischer Zahlen die tatsäch­
lichen Verhältnisse maßgebend. 

Art. 18 

Lehrpersonalzuschüsse für berufliche Schulen 

(1) 1 Bemessungsgrundlage des Lehrpersonalzu­
schusses für berufliche Schulen ist der im Rahmen 
der Stundentafel vorgesehene Unterricht ein­
schließlich der im Rahmen des Unterrichts vorge­
schriebenen fachpraktischen Ausbildung (Art. 29 
Abs.3 BayEUG) nach den Verhältnissen am Stich­
tag der amtlichen Statistik für das dem Haushalts­
jahr vorhergehende Jahr. 2Als Unterricht gelten die 
nach dem Stundenplan der Schule vorgesehenen 
Unterrichtswochenstunden sowie die gewährten 
Anrechnungs- und Ermäßigungsstunden, soweit sie 
auch staatlichen Lehrern gewährt werden dürfen. 
3Unterrichtswochenstunden werden nur berück­
sichtigt, soweit die Klassen und sonstigen Unter­
richtsgruppen wie an vergleichbaren staatlichen 
Schulen oder in Übereinstimmung mit staatlichen 
Regelungen gebildet werden; Art. 17 Abs. 2 Satz 2 
Halbsatz 2 gilt entsprechend, wenn die Schulord­
nung keine Regelung für kommunale Schulen ent­
hält. 

(2) lDer Berechnung werden die Lehrpersonalko­
sten für eine Unterrichtswochenstunde nach Maß­
gabe der für staatliche Lehrer festgesetzten Unter­
richtspflichtzeit zugrunde gelegt. 2Dabei werden die 
Lehrer entsprechend ihrer Ausbildung und Tätig­
keit den Besoldungsgruppen A 14 und A 11 zugeord­
net. 3Art. 17 Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend. 4Für ne­
benamtliche und nebenberufliche Tätigkeit sowie 
für Mehrarbeit werden die Vergütungen nach den 
für staatliche Schulen erlassenen Vorschriften zu­
grunde gelegt; Satz 2 wird hinsichtlich der Zuord­
nung entsprechend angewendet. 

(3) lDer Zuschuß beträgt bei Berufsschulen 
70 v. H., bei Berufsfachschulen (ohne Wirtschafts­
schulen) und Fachschulen 50 v. H., bei den übrigen 
beruflichen Schulen 60 v. H. des sich nach den Ab­
sätzen 1 und 2 ergebenden Lehrpersonalaufwands. 
2Bei Berufsaufbauschulen wird der Zuschuß in glei­
cher Höhe gewährt wie für die Schulen, an denen 
die Berufsaufbauschulen eingerichtet sind, minde­
stens jedoch in Höhe von 60 v. H. 3Bei Berufsfach­
schulen, an denen Berufsaufbauschulen eingerich­
tet sind, wird der Zu schuß in Höhe von 60 v. H. ge­
währt, wenn die Zahl der Schüler der Berufsauf­
bauschule mindestens ein Viertel der gesamten 
Schülerzahl erreicht. 

(4) Für eine kommunale Berufsfachschule wird 
ein Lehrpersonalzuschuß nur gewährt, wenn die 
Schule mindestens zu einem mittleren Schulab­
schluß oder zum Abschluß einer bundes- oder lan­
desrechtlich geregelten Berufsausbildung führt. 
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(5) Für eine kommunale Fachschule wird ein 
Lehrpersonalzuschuß nur gewährt, wenn der Aus­
bildungsgang im Vollzeitunterricht mindestens ein 
Jahr beträgt und auf eine bundesrechtlich ger~gelte 
Prüfung vorbereitet oder mit einer landesrechtlieh 
geregelten Prüfung abschließt. 

Art. 19 

Gastschülerbeiträge, Kostenersatz, 
Gastschülerzuschüsse 

(1) lDer Schulträger kann für jeden Gastschüler 
einen Beitrag (Gastschülerbeitrag), für jeden Gast­
schüler an Berufsschulen einen Kostenersatz in 
entsprechender Anwendung des Art. 10 verlangen. 
2Der Kostenersatz je Schüler wird dabei errechnet, 
indem der laufende Personalaufwand und der 
Schulaufwand nach Abzug der staatlichen Leistun­
gen durch die Gesamtschülerzahl geteilt wird. 

(2) Die beteiligten kommunalen Körperschaften 
können eine von Absatz 1 abweichende Regelung 
vereinbaren. 

(3) Für Gastschüler gewährt der Staat dem Schul­
träger einen Gastschülerzuschuß in entsprechen­
der Anwendung des Art. 10 Abs. 6. 

Abschnitt IV 

Lernmittelfreiheit, Schulgeldfreiheit 

Art. 20 

Lernmi ttelfreihei t 

(1) An den öffentlichen Schulen wird Lernmittel­
freiheit gewährt, soweit dieses Gesetz nichts ande­
res bestimmt. 

(2) 1 Die Träger des Schulaufwands versorgen die 
Schüler mit Schulbüchern, soweit diese nicht von 
den Erziehungsberechtigten freiwillig erworben 
werden. 2Die von den Trägern des Schul aufwands 
beschafften Schulbücher verbleiben in deren Ei­
gentum und werden an die Schüler ausgeliehen. 

(3) 1 Die Atlanten für den Erdkundeunterricht und 
Formelsammlungen für den Mathematik- und Phy­
sikunterricht sowie die übrigen Lernmittel (z. B. Ar­
beitshefte, Lektüren, Arbeitsblätter, Schreib- und 
Zeichengeräte, Taschenrechner) haben die Erzie­
hungsberechtigten zu beschaffen. 2Beziehen die Er­
ziehungsberechtigten oder der Schüler laufende 
Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Bundessozi­
alhilfegesetz, so fallen auch die Atlanten für den 
Erdkundeunterricht und Formelsammlungen für 
den Mathematik- und Physikunterricht unter die 
Lernmittelfreiheit. 3Eine Verpflichtung oder frei­
willige Übung der Gemeinden und Gemeindever­
bände, bedürftigen Schülern volle Lernmittelfrei­
heit zu gewähren, bleibt unberührt. 

(4) Von der Lernmittelfreiheit sind Schüler aus­
genommen, denen die Kosten für die Lernmittel im 
Rahmen einer anderweitigen öffentlichen Förde­
rung zu ersetzen sind. 

Art. 21 

Staatliche Zuweisungen an die Träger 
des Schulaufwands 

(1) lDer Staat und die Träger des Schulaufwands 
wirken bei der Aufbringung der Kosten für die 

Lernmittelfreiheit zusammen. 2Von den für die 
Lernmittelfreiheit insgesamt aufzubringenden 
Mitteln tragen der Staat zwei Drittel und die Träger 
des Schul aufwands ein Drittel. 3Der Staat gewährt 
seine Leistungen in Form von pauschalierten Zu­
weisungen an die Träger des Schulaufwands nach 
Maßgabe des Absatzes 2 oder in Form von Zuschüs­
sen nach Absatz 3. 

(2) 1 Zur Berechnung dieser Zuweisungen wird im 
Durchschnitt aller Träger der im vorvorhergehen­
den Haushaltsjahr entstandene Lernmittelauf­
wand je Schüler nach Schularten bestimmt. 
2Anhand des Durchschnittsbetrags nach Satz 1 und 
der Schülerzahl je Schul art im vorhergehenden 
Haushaltsjahr wird der Lernmittelaufwand fortge­
schrieben. 3Der Durchschnittsbetrag nach Satz 1 
wird im Verhältnis des für die pauschalierten Zu­
weisungen im Staatshaushalt ausgebrachten Ge­
samtbetrags (Haushaltsbetrag) zu dem nach Satz 2 
fortgeschriebenen Lernmittelaufwand umgerech­
net. 4Anhand des Betrags je Schüler nach Satz 3 
und der Schülerzahl je Schulart im vorhergehenden 
Haushaltsjahr wird der Haushaltsbetrag auf die 
einzelnen Träger verteilt. 5Bei den Volksschulen er­
folgen die Zuweisungen getrennt nach Grund- und 
Hauptschulen, bei den Sonderschulen gesondert für 
die Sondervolksschulen für Lernbehinderte. 6Für 
die Berechnungen maßgeblich sind die nach der 
kommunalen Finanzstatistik angefallenen Ausga­
ben für die Lernmittelfreiheit und die zum jeweils 
maßgeblichen Stichtag in der amtlichen Schulstati­
stik des angesprochenen Haushaltsjahres erhobe­
nen Schülerzahlen. 

(3) Für die Gewährung der Lernmittelfreiheit an 
Berufsfachschulen (mit Ausnahme der Wirtschafts­
schulen), Fachschulen und Fachakademien erhal­
ten die Träger des Schulaufwands abweichend von 
Absatz 2 Zuschüsse in Höhe von 66213 v. H. des er­
forderlichen Aufwands. 

Art. 22 

Schulgeldfreiheit 

(1) An öffentlichen Schulen wird Schulgeld nicht 
erhoben; an kommunalen Fachschulen kann Schul­
geld erhoben werden. 

(2) Den Erziehungsberechtigten steht es frei, frei­
willige Beiträge zur Verbesserung der Schulver­
hältnisse zu leisten. 

Dritter Teil 

Ersatzschulen 

Abschnitt I 

Allgemeines 

Art. 23 

Träger des Personalaufwands 
und des Schulaufwands 

Der Schulträger trägt den Personalaufwand und 
den Schulaufwand. 
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Art. 24 

Staatliche Förderung 

(1) Ersatzschulen werden nach Maßgabe dieses 
Gesetzes auf Antrag des Schulträgers staatlich 
gefördert. 

(2) lStaatliche Förderung erhalten nur Schulen, 
die von juristischen Personen des öffentlichen oder 
privaten Rechts betrieben werden und auf gemein­
nütziger Grundlage wirken. 2Dazu gehören auch 
kirchliche Rechtsträger einschließlich derjenigen 
gemäß Art. 9 des Bayerischen Konkordats mit dem 
Heiligen Stuhl vom 29. März 1924 und Art. 13 des 
Vertrages zwischen dem Bayerischen Staat und der 
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern rechts 
des Rheins vom 15. November 1924 sowie Rechts­
träger der Religionsgemeinschaften und weltan­
schaulichen Gemeinschaften, die Körperschaften 
des öffentlichen Rechts sind. 

Abschnitt II 

Private Volksschulen 

Art. 25 

Gliederung und Ausbau 

Private Volksschulen werden gefördert, wenn sie 
in Gliederung und Ausbau den Art. 3 und 4 VoSchG 
entsprechen. 

Art. 26 

Leistungen für den Personalaufwand 

(1) Für den notwendigen Personalaufwand erhält 
der Schulträger eine Vergütung in entsprechender 
Anwendung des Art. 7 Abs. 2, soweit nicht Personal 
nach Absatz 2 zugewiesen wird. 

(2) 1 Dem Schulträger werden auf Antrag im not­
wendigen Umfang staatliche Lehrer und Pädagogi­
sche Assistenten zugewiesen, die mit ihrem Einver­
ständnis unter Fortzahlung der Leistungen des 
Dienstherrn beurlaubt werden. 2Bei der Auswahl 
der Lehrer und Pädagogischen Assistenten wird 
auf die Vorschläge des Scbulträgers Rücksicht 
genommen. 

Art. 27 

Leistungen für den Schulaufwand 

(1) IFür den notwendigen Schulaufwand erhält 
der Schulträger einen Zuschuß in Höhe von 80 v. H.; 
die Kosten für die notwendige Beförderung der 
Schüler auf dem Schulweg werden zu 100 v. H. er­
setzt. 2Notwendige Baurnaßnahmen werden nach 
Satz 1 gefördert, wenn sie schulaufsichtlich geneh­
migt sind. 3Der Zeitpunkt der Ersatzleistungen für 
Baukosten richtet sich nach den im Staatshaushalt 
ausgebrachten Mitteln. 4Der Staat hat Anspruch 
auf Wertausgleich, wenn die nach Satz 1 geförderte 
Schulanlage und ihre Ausstattung nicht mehr den 
Zwecken einer privaten Volksschule dienen. ' Als 
Wertausgleich ist der Verkehrswert anzusetzen, 
mindestens jedoch als Restwert die Anschaffungs­
oder Herstellungskosten abzüglich der in gleichen 
Jahresbeträgen errechneten Absetzung für Abnut­
zung; die Absetzung bemißt sich hierbei nach der 
betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer. 

(2) Ein Zuschuß nach Absatz 1 Satz 1 wird erst ge­
währt, wenn die Schule mindestens ein Jahr ohne 
wesentliche schulaufsichtliche Beanstandungen 
bestanden hat. 

Abschnitt III 

Private Sonderschulen 
Art. 28 . 

Leistungen für den Personalaufwand 

(1) Für den notwendigen Personalaufwand erhält 
der Schulträger eine Vergütung in entsprechender 
Anwendung des Art. 7 Abs. 2, soweit nicht Personal 
nach Absatz 2 zugewiesen wird. 

(2) 1 Dem Schulträger werden auf Antrag im not­
wendigen Umfang staatliche Lehrer, Pädagogische 
Assistenten sowie Personal für heilpädagogische 
Unterrichtshilfe zugewiesen, die mit ihrem Einver­
ständnis unter Fortzahlung der Leistungen des 
Dienstherrn beurlaubt werden, soweit Planstellen, 
Stellen und Mittel im Staatshaushalt verfügbar 
sind. 2Bei der Auswahl des Personals nach Satz 1 
wird auf die Vorschläge des Schulträgers Rücksicht 
genommen. 

Art. 29 

Leistungen für den Schulaufwand 

IFür den notwendigen Schulaufwand mit Aus­
nahme der Schulen für Kranke erhält der Schulträ­
ger bei Schulen für Lernbehinderte und bei Schulen 
zur Erziehungshilfe einen Zuschuß in Höhe von 
80 v. H., bei den übrigen Schulen zu 100 v. H.; die Ko­
sten für die notwendige Beförderung der Schüler 
auf dem Schulweg werden zu 100 v. H. ersetzt. 2Not­
wendige Baurnaßnahmen werden nach Satz 1 ge­
fördert, wenn sie schulaufsichtlich genehmigt sind. 
3Der Zeitpunkt der Ersatzleistungen für Baukosten 
richtet sich nach den im Staatshaushalt ausge­
brachten Mitteln. 4Der Staat hat Anspruch auf 
Wertausgleich in entsprechender Anwendung des 
Art. 27 Abs. 1 Sätze 4 und 5. 

Art. 30 

Private Sondervolksschulen 

Private Sondervolksschulen erhalten staatliche 
Leistungen nach Art. 28 und 29 nur, wenn sie in 
Gliederung und Ausbau dem Art. 1 Abs. 2 Satz 2 
Halbsatz 2 des Sonderschulgesetzes (SoSchG) ent­
sprechen. 

Abschnitt IV 

Private Realschulen, Gymnasien, 
berufliche Schulen und 

Schulen des Zweiten Bildungswegs 

a) Staatlich anerkannte Realschulen, Gymnasien 
und Schulen des Zweiten Bildungswegs 

Art. 31 

Zuschüsse 
(1) Für den notwendigen Personalaufwand und 

Schulaufwand staatlich anerkannter Realschulen, 
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Gymnasien und Schulen des Zweiten Bildungswegs 
erhält der Schulträger einen Zuschuß (Betriebs zu­
schuß). 

(2) Für die Bemessung und Berechnung des Zu­
schusses finden Art. 16 Abs. 1, Art. 17 mit folgender 
Maßgabe entsprechende Anwendung: 
1. An die Stelle der Vorschriften über den Versor­

gungszuschlag tritt Art. 33. 

2. Der Zuschußsatz beträgt 90 v. H. 

(3) lÜbersteigt der Zuschuß die durch Schulgeld­
einnahmen und staatliche Zuschüsse für . Lernmit­
telfreiheit nicht gedeckten Kosten des Schulbe­
triebs, so ist der übersteigende Betrag zurückzu­
zahlen. 2Den Betriebseinnahmen wird dabei ein 
Überschuß aus einem mit der Schule in wirtschaft­
lichem Zusammenhang stehenden Schülerheim 
hinzugerechnet, es sei denn, daß auch das Schüler­
heim von einer auf gemeinnütziger Grundlage wir­
kenden juristischen Person (Art. 24 Abs. 2) betrie-
benwird. . 

(4) Die Gewährung von Zuschüssen nach den Ab­
sätzen 1 und 2 sowie nach Art. 32 und 33 setzt vor­
aus, daß die Schule in aufsteigenden Jahrgangsstu­
fen voll ausgebaut ist und Abschlußprüfungen in 
zwei aufeinanderfolgenden Schuljahren von min­
destens zwei Dritteln der Schüler des letzten Aus­
bildungs abschnitts mit Erfolg abgelegt worden 
sind. 

Art. 32 

Ausgleichsbetrag 

(1) IFür den durch Zuschüsse nach Art. 31 nicht 
gedeckten Personal- und Schulaufwand kann ein 
Ausgleichsbetrag gewährt werden. 2Die Entschei­
dung über die Gewährung und die Höhe des Aus­
gleichsbetrags ist nach dem vorjährigen Betriebs­
ergebnis und den Schüler- und Klassenzahlen der 
im letzten Haushaltsjahr aufgestellten amtlichen 
Statistik zu treffen. 3Bei der Bemessung der Zu­
schußhöhe kann neben dem im Rahmen der Stun­
dentafel vorgesehenen Unterricht auch berücksich­
tigt werden, inwieweit die Schule das öffentliche 
Schulwesen vervollständigt oder bereichert und ob 
zahlenmäßig ausreichendes und angemessen ver­
gütetes hauptberufliches Lehrpersonal beschäftigt 
wird. 4Bei der Ermittlung des Betriebsergebnisses 
wird nur der AufWand berücksichtigt, der nach der 
amtlichen Statistik an vergleichbaren öffentlichen 
Schulen entsteht; Kosten der Lernmittelfreiheit 
bleiben unberücksichtigt, soweit staatliche Zu­
schüsse hierfür gewährt werden. 5Der Ausgleichs­
betrag darf zusammen mit dem Zuschuß nach 
Art. 31 die durch Schulgeldeinnahmen und staatli­
che Zuschüsse für Lernmittelfreiheit nicht gedeck­
ten Kosten des Schulbetriebs nicht übersteigen; ein 
Mehrbetrag ist zurückzuzahlen. 

(2) Für die Gewährung von Ausgleichsbeträgen 
werden im Staatshaushalt Mittel in Höhe von ins­
gesamt 22 v. H. der Summe der im Vorjahr nach 
Art. 31 gewährten Zuschüsse bereitgestellt. 

Art. 33 

Versorgungs zuschüsse 

(1) Die Schulträger erhalten einen Versorgungs­
zuschl!ß für diejenigen hauptberuflichen Lehrer, 

denen sie einen Rechtsanspruch auf lebenslängli­
che Altersversorgung und auf Hinterbliebenenver­
sorgung nach den für die Beamten des Freistaates 
Bayern geltenden Vorschriften einräumen; dies gilt 
auch, wenn eine Versorgung nach beamtenrechtli­
chen Grundsätzen mit der Maßgabe gewährleistet 
wird, daß darauf Leistungen aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen angerechnet werden. 

(2) IDer Versorgungs zu schuß beträgt 75 v. H. der 
im Haushaltsjahr vom Schul träger für die Alters­
und Hinterbliebenenversorgung eines Lehrers ge­
leisteten Aufwendungen, soweit die Versorgung die 
für vergleichbare Staatsbeamte und ihre Hinter­
bliebenen geltende Höhe nicht übersteigt. 2ZU den 
Aufwendungen gehören auch Versorgungszuschlä­
ge nach Art. 37. 

(3) IFür Lehrer, die erst nach Vollendung des 
45. Lebensjahres hauptberuflich in den Schuldienst 
getreten sind, wird ein Versorgungszuschuß nicht 
gewährt. 2Das gleiche gilt für Lehrer, die auf Grund 
ihrer Zugehörigkeit zu einer kirchlichen oder welt­
anschaulichen Gemeinschaft von dieser ihren Un­
terhalt beziehen. 

b) Staatlich anerkannte berufliche Schulen 

Art. 34 

Zuschüsse 
(1) IFür den notwendigen Personalaufwand und 

Schulaufwand staatlich anerkannter Berufsauf­
bauschulen, Berufsfachschulen, Fachschulen, 
Fachoberschulen, Berufsoberschulen und Fachaka­
demien erhält der Schulträger einen Zuschuß 
(Betriebszuschuß) in entsprechender Anwendung 
der Art. 16 Abs. 1, Art. 18 mit der Maßgabe, daß der 
Versorgungszuschlag 25 v. H. beträgt. 2Der Zu schuß 
beträgt bei 

1. Berufsfachschulen 70 v. H., 

2. Wirtschaftsschulen 80 v. H., 

3. Fachschulen 50 v. H., 

4. Fachoberschulen, Berufsoberschulen und Fach-
akademien 90 v. H. 

des Lehrpersonalaufwands. 3Bei Berufsaufbau­
schulen wird der Zuschuß in gleicher Höhe gewährt 
wie für die Schulen, an denen sie eingerichtet sind. 

(2) Für eine staatlich anerkannte Berufsfach­
schule wird ein Zuschuß nach Absatz 1 nur gewährt, 
wenn die Schule mindestens zu einem mittleren 
Schulabschluß oder zum Abschluß einer bundes­
oder landesrechtlich geregelten Berufsausbildung 
führt. 

(3) Für eine staatlich anerkannte Fachschule 
wird ein Zuschuß nach Absatz 1 nur gewährt, wenn 
der Ausbildungsgang im Vollzeitunterricht minde­
stens ein Jahr beträgt und auf eine bundesrechtlich 
geregelte Prüfung vorbereitet oder mit einer lan­
desrechtlich geregelten Prüfung abschließt. 

(4) Für eine staatlich anerkannte Heimberufs­
schule wird im Umfang des erforderlichen Berufs­
schulunterrichts ein Zuschuß nach Absatz 1 in Hö­
he von 90 v. H. gewährt. 

(5) Für eine staatlich anerkannte Werkberufs­
schule kann ein Zuschuß nach Maßgabe des Staats­
haushalts gewährt werden, wenn die Schule 
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1. kein Schulgeld erhebt, 

2. Berufsschulpflichtige und Berufsschulberechtig­
te des gleichen Ausbildungsberufs aufnimmt, die 
nicht im Betrieb des Schulträgers ausgebildet 
werden,und 

3. in Einrichtung und Aufbau vergleichbaren öf­
fentlichen Berufsschulen entspricht. 

(6) Art. 31 Abs. 3 und 4 gelten entsprechend. 

Art. 35 

Ausgleichsbetrag 

1 Für den durch Zuschüsse nach Art. 34 nicht ge­
deckten Personal- und Schul aufwand kann den be­
ruflichen Schulen ein Ausgleichsbetrag in entspre­
chender Anwendung des Art. 32 gewährt werden. 
2Für die Gewährung von Ausgleichsbeträgen wer­
den im Staatshaushalt Mittel in Höhe von insge­
samt 10 v. H. der Summe der im Vorjahr gewährten 
Zuschüsse nach Art. 34 bereitgestellt. 

c) Sonstige Förderung staatlich anerkannter 
Schulen 

Art. 36 

Finanzhilfen zu Baumaßnahmen 

Der Staat kann notwendige, schulaufsichtlieh ge­
nehmigte Baumaßnahmen für staatlich anerkannte 
E!~satz~chulen (einschließlich Heimschulen) und 
fur private Schülerheime gemeinnütziger Träger 
durch Zuwendungen nach Maßgabe des Staats­
haushalts fördern, soweit Errichtung und Betrieb 
der Schule oder des Heims im öffentlichen Interes­
se liegen. 

Art. 37 

Beurlaubung staatlicher Lehrer 

IStaatliche Lehrer können mit ihrem Einver­
ständnis vorübergehend zur Dienstleistung an 
staatlich anerkannte Ersatzschulen unter Fortzah­
lung der Leistungen des Dienstherrn beurlaubt 
werden. 2Der Schulträger hat dem Staat die Besol­
dung (§ 1 Abs. 2 und 3 BBesG) der beurlaubten Leh­
rer zu erstatten und einen Versorgungszuschlag in 
Höhe von 30 v. H. der dem Beamten monatlich zu­
stehenden ruhegehaltfähigen Dienstbezüge (§ 5 
Abs. 1 BeamtVG) und der anteiligen jährlichen Son­
derzuwendung zu entrichten. 

d) Staatlich genehmigte Ersatzschulen 

Art. 38 

Zuschüsse 

(1) 1 Für eine ab Jahrgangsstufe· 5 als Ersatzschule 
genehmigte "Einheitliche Volks- und Höhere Schu­
le", die nach der Pädagogik Rudolf Steiner unter­
richtet (Freie Waldorfschule), erhält der Schulträ­
ger Leistungen in Anwendung der Art. 31 bis 33, 
wenn 

1. die Schule nach Jahrgangsstufen einschließlich 
der Jahrgangsstufe 13 voll ausgebaut ist, 

2. Abiturprüfungen in zwei aufeinanderfolgenden 
Schuljahren von mindestens zwei Dritteln der 
Schüler des letzten Ausbildungsabschnitts mit 
Erfolg abgelegt worden sind, 

3. die Schule die Gewähr dafür bietet, daß sie dau­
ernd die Bildungs- und Erziehungsziele der · ver­
wandten öffentlichen Schulen in einer Weise er­
füllt, die sie als öffentlichen Schulen gleichwertig 
erscheinen läßt. 

2Für die Berechnung des Zuschusses gelten die 
Freien Waldorfschulen ab Jahrgangsstufe 5 als 
Gymnasien. 

(2) IFür staatlich genehmigte Ersatzschulen der 
in Art. 31 und 34 genannten Schularten sowie für 
Ersatzschulen nach Absatz 1, die die Voraussetzun­
gen nach Absatz 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 3 nicht erfüllen, 
erhält der Schulträger einen Zuschuß in Höhe von 
50 v. H. des Zuschusses nach Art. 31 oder 34, wenn 

1. eine Schule als Gymnasium mindestens sechs, als 
Realschule mindestens vier, als berufliche Schule 
oder als Schule des Zweiten Bildungswegs min­
destens drei Schuljahre betrieben wurde und der 
Schulbetrieb auf Dauer angelegt ist, 

2. keine wesentlichen schulaufsichtlichen Bean-
standungen bestehen. 

2Die Freie Waldorfschule gilt im Sinn von Satz 1 Nr. 1 
ab Jahrgangsstufe 5 als Gymnasium. 3Art. 31 Abs. 3 
gilt entsprechend. ' 

(3) 1 Für Schulen, die nach Absatz 2 gefördert wer­
den, kann der Schulträger darüber hinaus einen 
freiwilligen Zuschuß nach Maßgabe des Staats­
haushalts in Höhe von bis zu 25 v. H. des Zuschus­
ses nach Art. 31 oder 34 erhalten, wenn dieser Zu­
schuß unter Berücksichtigung angemessener 
Schulgeldeinnahmen sowie · sonstiger Einnahmen 
zur Aufrechterhaltung eines geordneten Schulbe­
triebs erforderlich ist. 2Bei der Bemessung des Zu­
schusses kann berücksichtigt werden, in welchem 
Maß die Schule das öffentliche Schulwesen entla­
stet oder bereichert und welchen Ausbaustand sie 
besitzt. 3Es wird nur der Aufwand bezuschußt der 
auch an vergleichbaren staatlichen Schulen 'ent­
stünde. 

(4) Notwendige Baumaßnahmen können in ent­
sprechender Anwendung des Art. 36 gefördert wer­
den. 

Abschnitt V 

Lernmittelfreiheit, Schulgeldfreiheit 

Art. 39 

Lernmittelfreiheit 

1 Den Ersatzschulen ist es freigestellt, Lernmittel­
freiheit für die Schüler nach Art. 20 zu gewähren. 
2~~r die dadurch entstehenden Aufwendungen ge­
wahrt der Staat den Trägern dieser Schulen Zu­
schüsse in Höhe von 66213 v. H., bei privaten Volks­
schulen und Sonderschulen 100 v. H. des erforderli­
chen Aufwands. 

Art. 40 

Schulgeldfreiheit 

(1) Ersatzschulen können Schulgeld erheben; 
Art. 74 BayEUG bleibt unberührt. 
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(2) Den Erziehungsberechtigten steht es frei, frei­
willige Beiträge zur Verbesserung der Schulver­
hältnisse zu leisten. 

(3) Für Schüler staatlich anerkannter Realschu­
len, Gymnasien, beruflicher Schulen und Schulen 
des Zweiten Bildungswegs ersetzt der Staat den Er­
ziehungsberechtigten oder volljährigen Schülern 
das Schulgeld bis zum Betrag von 100,- DM je Un­
terrichtsmonat, bei Teilzeitunterricht an Berufs­
aufbauschulen bis zu 33,- DM. 

(4) Für Schüler, die eine staatlich genehmigte Er­
satzschule der in Art. 38 Abs. 1 und 2 genannten Art 
besuchen, ersetzt der Staat das Schulgeld bis zu 
70 v. H. der Beträge nach Absatz 3. 

(5) ISchulgeldersatz wird nicht gewährt, wenn 
dem Schüler im Rahmen einer anderweitigen öf­
fentlichen Förderung das Schulgeld zu ersetzen ist. 

Vierter Teil 

Aufwand für Einrichtungen der 
Schulaufsicht 

Art. 41 

Staatliches Schulamt 
(1) Den Personalaufwand für das staatliche 

Schulamt trägt der Staat mit Ausnahme des Perso­
nalaufwands für den Landrat oder den Oberbürger­
meister, für deren Stellvertreter und für die Kreis­
bediensteten des Landratsamts oder die Bedienste­
ten der kreisfreien Gemeinden. 

(2) Ist an Stelle des Schulrats einem berufsmäßi­
gen Gemeinderatsmitglied die Leitung des Schul­
amts übertragen, so trägt die kreisfreie Gemeinde 
auch den Personalaufwand für das Gemeinderats­
mitglied. 

(3) IDie Landkreise und kreisfreien Gemeinden 
stellen die Räume für das Schulamt unentgeltlich 
zur Verfügung und tragen den Sachaufwand. 2Der 
Sachaufwand für den fachlichen Leiter des Schul­
amts und seine Mitarbeiter sowie die notwendigen 
Bewirtschaftungskosten für die von ihnen benutz­
ten Räume werden nach Maßgabe des Finanzaus­
gleichsgesetzes ersetzt. 

Art. 42 

Ministerialbeauftragte 

Die Gemeinden und Gemeindeverbände erhalten 
für die Bereitstellung des Raum- und Sachbedarfs 
der Ministerialbeauftragten im Sinn des Art. '90 
Abs.3 BayEUG jährlich pauschale Leistungen nach 
Maßgabe des Staatshaushalts. 

Fünfter Teil 

tlbergangsvorschriften 

Art. 43 

Private Volksschulen, Volksschulfachlehrer 

(1) Private Volksschulen, die zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes gefördert werden, 

bleiben in die Förderung nach dem Dritten Teil die­
ses Gesetzes einbezogen, auch wenn sie in Gliede­
rung und Ausbau nicht den Vorschriften der Art. 3 
und 4 VoSchG entsprechen. 

(2) Personalaufwand und Versorgungslast für 
die Volksschulfachlehrer im Sinn des Art. 62a 
des Schulbedarfsgesetzes vom 14. August 1919 
(BayBS 11 S. 584) in der Fassung des Gesetzes vom 
14. Juni 1958 (GVBI S. 101) und deren Hinterbliebe­
ne werden weiterhin von diesen Gemeinden getra­
gen. 

Art. 44 

Vorkurse 
an kirchlichen Spätberufenengymnasien 

Vorkurse an kirchlichen Spätberufenengymna­
sien, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes gefördert werden, werden in die Förde­
rung nach Art. 31 bis 33 und 39 einbezogen. 

Art. 45 

Schulaufwand für staatliche Realschulen 
und Gymnasien in besonderen Fällen 

(1) lIst eine kreisangehörige Gemeinde deshalb 
Träger des Schulaufwands einer staatlichen Real­
schule oder eines staatlichen Gymnasiums, weil sie 
sich bisher nicht rechtswirksam verpflichtete, im 
Einvernehmen mit dem Landkreis diesem das Ei­
gentum an allen dem Schulbetrieb dienenden be­
weglichen und unbeweglichen Sachen ohne Ver­
bindlichkeiten und unentgeltlich zu übertragen, so 
trägt sie den Schulaufwand bis zum Ende des Haus­
haltsjahres, das auf das Jahr folgt, in dem sie sich 
später rechtswirksam verpflichtet. 2Entsprechen­
des gilt für einen Dritten, der nicht nach Art. 8 zum 
Tragen des Schulaufwands verpflichtet ist. 

(2) Hat eine Stiftung die Schulanlage bereitge­
stellt oder hat der Staat eine Schulanlage bereitge­
stellt, die nicht in seinem Eigentum steht, so tritt im 
Verhältnis zur Stiftung die kommunale Körper­
schaft, die den Schulaufwand trägt, in die bisherige 
Stellung des Staates bezüglich der bereitgestellten 
Schulanlage ein und übernimmt insbesondere die 
vorher vom Staat erbrachten Leistungen. 

Art. 46 

Übertragung und Rückübereignung 
von Schulanlagen 

(1) IDie Staatsministerien der Finanzen und für 
Unterricht und Kultus werden im Rahmen ihrer 
Zuständigkeiten ermächtigt, in den Fällen der 
Art. 11 und 45 das Eigentum an unbeweglichen und 
beweglichen Sachen auf den neuen Schulauf­
wandsträger zu übertragen. 2Anfallende Kosten 
und Gebühren trägt der Staat. 

(2) IWird eine Schulanlage, die gemäß den Vor­
schriften dieses Gesetzes oder des Schulfinanzie­
rungsgesetzes vom 14. März 1966 in das Eigentum 
einer kommunalen Körperschaft übergegangen ist 
oder einer kommunalen Körperschaft übereignet 
wurde, nicht mehr für die Schule benötigt, der sie 
im Zeitpunkt des Übergangs diente, so ist die kom­
munale Körperschaft auf Verlangen des früheren 
Eigentümers zur Rückübereignung verpflichtet. 
2War der frühere Eigentümer der Staat und ver­
wendet die kommunale Körperschaft die Schulan-
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lage für eine andere staatliche Schule, kann vom 
Verlangen auf Rückübereignung für die Dauer die­
ser Verwendung abgesehen werden. 3Aufwendun­
gen, die die kommunale Körperschaft während der 
Dauer ihres Eigentums gemacht hat, ersetzt ihr im 
Fall der Rückübereignung der frühere Eigentümer, 
soweit die Aufwendungen den Wert des Eigentums 
zur Zeit der Rückübereignung für den früheren Ei­
gentümer noch erhöhen. 4Die Verpflichtung zur 
Rückübereignung ist durch eine Vormerkung im 
Grundbuch zu sichern. 

Art. 47 

Besondere Verpflichtungen 

(1) Einmalige Verpflichtungen zur Errichtung 
oder Verbesserung von Schulanlagen staatlicher 
Schulen, die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
von kQmmunalen Körperschaften übernommen 
wurden, bleiben bestehen. 

(2) Vertragliche Verpflichtungen kommunaler 
Körperschaften, zum Schul aufwand privater Son­
derschulen beizutragen, bleiben unberührt. 

Art. 48 

Bestehende berufliche Schulen 
mit abweichender Bedarfsaufbringung 

(1) lBei bestehenden beruflichen Schulen, für die 
die in diesem Gesetz festgelegten Grundsätze der 
Bedarfsaufbringung noch nicht angewandt werden, 
geht die Verpflichtung zur Tragung des Schulauf­
wands spätestens am 1. Januar 1989 auf die kreis­
freie Gemeinde oder den Landkreis über, in deren 
Gebiet die Schulen ihren Sitz haben. 2 Art. 12 bleibt 
unberührt. 

(2) Soweit der Staat bisher für Schulen nach Ab­
satz 1 den Schulaufwand getragen hat, wird das 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus er­
mächtigt, ab dem Zeitpunkt des Übergangs der Ver­
pflichtung zur Tragung des Schulaufwands nach 
Absatz 1 das Eigentum an der Schulanlage und den 
sonstigen zum Schulaufwand gehörenden Sachen 
auf die betroffene ,kommunale Körperschaft zu 
übertragen. 

Art. 49 

Übergangsregelung zur Förderung 
nach dem Privatschulleistungsgesetz und 

nach dem Gesetz über das berufliche 
Schulwesen 

(1) Schulen im Sinn des Art. 38 Abs. 2, die bei In­
krafttreten dieses Gesetzes die in Art. 38 Abs. 2 Nr. 1 
bezeichnete Betriebsdauer noch nicht aufzuweisen 
haben, aber von 1983 bis zum Inkrafttreten dieses 
Gesetzes freiwillige Zuschüsse erhalten haben, 
kann ein Zuschuß bis zur Höhe des bisherigen Zu­
schußbetrags weiter gewährt werden. 

(2) Im Jahr des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
finden Art. 32 Abs. 2 und Art. 35 Satz 2 mit der Maß­
gabe Anwendung, daß die im Staatshaushalt auszu:" 
bringenden Mittel für Ausgleichsbeträge sich da­
nach bemessen, welche Betriebszuschüsse sich auf 
Grund der Art. 31 und 34 im Vorjahr errechnet 
hätten. 

(3) Die Gewährung von Leistungen an Ersatz­
schulen, die vor dem Inkrafttreten von Art. 31 Abs. 4 

die Eigenschaft einer staatlich anerkannten Er­
satzschule erlangt haben, wird von Art. 31 Abs. 4, 
Art. 34 Abs. 6 nicht berührt. 

Art. 50 

Lernmittelfreiheit 
für zweisprachige Arbeitshefte 

Abweichend von Art. 20 Abs. 3 Satz 1 entfällt die 
Lernmittelfreiheit für zweisprachige Arbeitshefte 
zur Unterrichtung von Kindern ausländischer Ar­
beitnehmer am 1. August 1990. 

Sechster Teil 

Schlußvorschriften 

Art. 51 

Staatsverträge 

Unberührt bleiben die Bestimmungen auf Grund 
von Staatsverträgen, insbesondere die Bestimmun­
gen des Bayerischen Konkordats mit dem Heiligen 
Stuhl vom 29. März 1924 und des Vertrags zwischen 
dem Bayerischen Staat und der Evangelisch-Lu­
therischen Kirche in Bayern rechts des Rheins vom 
15. November 1924 in der jeweils geltenden Fas­
sung. 

Art. 52 

Vollzug des Gesetzes 

(1) lDie Schulaufsichtsbehörden überwachen den 
Vollzug dieses Gesetzes. 2Die Vorschriften über die 
Rechtsaufsicht bleiben unberührt. 

(2) Die Träger von Ersatzschulen sind verpflich­
tet, den Schulaufsichtsbehörden auf Verlangen 
Auskunft über ihre Aufwendungen für den Schul­
betrieb zu erteilen und Nachweise über diese Auf­
wendungen vorzulegen. 

Art. 53 

Rechts- und Verwaltungsvorschriften 

1 Das Staatsministerium für Unterricht und Kul­
tus erläßt die zum Vollzug dieses Gesetzes erforder­
lichen Ausführungsvorschriften. 2Es wird insbeson­
dere ermächtigt, soweit erforderlich im Einverneh­
men mit den beteiligten Staatsministerien, durch 
Rechtsverordnung zu regeln: 

1. die Aufwendungen, die zum laufenden Schulauf­
wand im Sihn des Art. 10 Abs. 2 Satz 1 upd zum 
laufenden Personalaufwand und zum Schulauf­
wand im Sinn des Art. 19 Abs. 1 Satz 2 gehören, 
sowie die Aufwendungen, die im Rahmen des Ko­
stenersatzes nach Art. 8 Abs. 3 Satz 1, Art. 10 Abs. 3 
zu berücksichtigen sind; der laufende Schulauf­
wand umfaßt die tatsächlichen regelmäßig wie­
derkehrenden Aufwendungen einschließlich 
Mieten und Pachten für geeignete ansonsten 
nicht mehr ausgenutzte Schulgebäude, soweit die 
Aufwendungen nicht durch Einnahmen gedeckt 
sind; für die Volksschulen, die Realschulen und 
die Gymnasien sind Pauschalen für die Gast­
schülerbeiträge festzusetzen, für die übrigen 
Schularten sowie für den Kostenersatz können 
Pauschalen festgesetzt werden, wobei die Pau-
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schalen die Berechnung nach Art. 10 ersetzen. 
Die beteiligten kommunalen Körperschaften 
können Abweichendes vereinbaren; 

2. die näheren Vorschriften über den Schulverband, 
insbesondere über Mitglieder, Zuständigkeit und 
Verfahren, sowie über die Genehmigung, Ände­
rung und Aufhebung öffentlich-rechtlicher Ver­
träge bei d{!r Übertragung der Aufgaben auf die 
Verwaltungsgemeinschaft und bei der Aufhe­
bung der Übertragung (Art. 9); 

3. das Nähere über Bemessung und Berechnung der 
Lehrpersonalzuschüsse (Art. 16 bis 18) und der 
Zuschüsse zum notwendigen Personalaufwand 
und Schulaufwand (Art. 26 bis 29, 31 bis 35 und 
38); dabei können unterschiedliche Gegebenhei­
ten der einzelnen Schularten, Ausbildungsrich­
tungen und Fachrichtungen (einschließlich einer 
ungleichmäßigen Verteilung des Unterrichts auf 
das Schuljahr und eines notwendigen Gruppen­
oder Einzelunterrichts) berücksichtigt werden; 
die Unterrichtspflichtzeit der Lehrer sowie die 
für eine Klasse oder sonstige Unterrichtsgruppe 
vorgesehenen Unterrichtswochenstunden im 
Sinn von Art. 18 Abs. 1 können für die jeweilige 
Schulart pauschaliert werden; 

4. die Anschaffung von Schulbüchern und deren 
Ausgabe an die Schüler, die Anschaffung der üb­
rigen Lernmittel sowie das Verfahren bei der Ge­
währung der Zuweisungen und Zuschüsse zu den 
Kosten für die Lernmittelfreiheit (Art. 20, 21, 39); 
die Anschaffung der Lernmittel erfolgt im Rah­
men der zur Verfügung stehenden Haushaltsmit­
tel; 

5. den Schulgeldersatz beim Besuch von Ersatz­
schulen gemäß Art. 40 Abs. 3 und 4; 

6. die Berücksichtigung von Praktika (Art. 29 Abs. 4 
BayEUG) bei der Gewährung von Zuschüssen 
und von Schuldgeldersatz nach diesem Gesetz; 

7. die näheren Voraussetzungen für die notwendige 
Beförderung der Schüler an Volksschulen und an 
Sonderschulen auf dem Schulweg (Art. 3 Abs. 4); 

8. die Verpflichtung von Hausmeistern sowie von 
Heimleitern und Erziehern an staatlichen Heim­
schulen, vorhandene Dienst- und Werkdienst­
wohnungen zu beziehen. 

Art. 54 

Änderung von Gesetzen 

(1) Das Bayerische Gesetz über das Erziehungs­
und Unterrichtswesen - BayEUG - (BayRS 2230-1-
1-K), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16,. Juli 
1986 (GVBl S. 135), wird wie folgt geändert: 

1. Art. 8 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6 erhält folgende Fassung: 

,,6. Sozialwissenschaftliches Gymnasium." 

2. Art. 30 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fas­
sung: 

,,(1) lSchulbücher, Arbeitshefte und Arbeits­
blätter dürfen in der Schule nur verwendet 
werden, wenn sie für den Gebrauch in der be­
treffenden Schul art und Jahrgangsstufe sowie 
in dem betreffenden Unterrichtsfach schulauf­
sichtlieh zugelassen sind. 2Die Zulassung setzt I 

voraus, daß diese Lernmittel die Anforderun­
gen der Lehrpläne, Stundentafeln und sonsti­
gen Richtlinien (Art. 24 Abs. 1) erfüllen und 
den pädagogischen und fachlichen Erkennt­
nissen für die betreffende Schul art und J ahr­
gangsstufe entsprechen. 

(2) 1 Das zuständige Staatsministerium er­
läßt die für die schulaufsichtliehe Prüfung und 
Zulassung von Lernmitteln erforderlichen ' 
Ausführungsvorschriften. 2Es wird insbeson­
dere ermächtigt, durch Rechtsverordnung die 
Lernmittel, die prüfungspflichtig sind, die An­
forderungen an die äußere Gestaltung sowie 
Zuständigkeit und Verfahren festzulegen." 

b) Der bisherige Absatz 1 Satz 2 wird Absatz 3; die 
bisherigen Absätze 2 und 3 werden Absätze 4 
und 5. 

3. Art. 85 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

,,Absatz 1 gilt nicht für Schülerheime, die Grund­
schüler oder überwiegend Hauptschüler, Sonder­
volksschüler, Sonderberufsschüler und Berufs­
schüler aufnehmen." 

(2) Das Volksschulgesetz - VoSchG - (BayRS 
2232-1-K), geändert durch Gesetz vom 24. April 1986 
(GVBI S. 51), wird wie folgt geändert: 

1. Art. 5 Abs. 2 bis 5, Art. 7 Abs. 2 und 3 und Art. 10 
Abs. 4 werden aufgehoben. 

2. Art. 14 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 wird aufgehoben. 

b) Die bisherigen Nummern 3 bis 5 werden Num­
me rn 2 bis 4. 

c) Nach Nummer 4 wird folgende neue Nummer 5 
angefügt: 

,,5. welche Dienstbezeichnungen den von den 
kirchlichen Genossenschaften zur Verfü­
gung gestellten Lehrern verliehen werden 
können." 

3. Art. 25 wird aufgehoben. 

4. Der Dritte und der Vierte Teil werden aufgeho­
ben. 

5. Art. 44 erhält folgende Fassung: 

,,Art. 44 

Anwendung dieses Gesetzes 

Auf die privaten Volksschulen findet der Erste 
Teil keine Anwendung." 

6. Art. 45, 47 und 48 werden aufgehoben. 

(3) Das Gesetz über die Errichtung und den Be­
trieb von Sonderschulen - Sonderschulgesetz -
SoSchG - (BayRS 2233-1-K) wird wie folgt geän­
dert: 

1. Art. 3 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Für die schulvorbereitenden Einrichtungen 
(Art. 9 Abs. 5 BayEUG) gelten die Art. 4 bis 10 die­
ses Gesetzes und die Bestimmungen des Bayeri­
schen Schulfinanzierungsgesetzes für die öffent­
lichen und privaten Sondervolksschulen entspre­
chend." 
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2. Art. 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Die Sonderschulsprengel der Schulen 
für Blinde, Sehbehinderte, Gehörlose, Schwer­
hörige, Körperbehinderte und der Schulen für 
Sprachbehinderte mit (Teil-)Hauptschulstufe 
sowie für Sonderberufsschulen werden für das 
Gebiet oder Teilgebiet eines Bezirks oder 
durch Zusammenschluß von Gebieten oder 
Gebietsteilen mehrerer Bezirke, die der Schu­
len für Kranke, Sprachbehinderte, Geistigbe­
hinderte, Lernbehinderte und zur Erziehungs­
hilfe für die Gebiete oder Teilgebiete von 
Landkreisen oder kreisfreien Gemeinden oder 
durch Zusammenschluß von Gebieten oder 
Gebietsteilen mehrerer Landkreise oder kreis­
freier Gemeinden gebildet." 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

,,(4) Die nach diesem Gesetz zuständigen 
Träger des Schulaufwands können mit den bis 
zum Inkrafttreten des Bayerischen Schul­
finanzierungsgesetzes zuständigen Trägern 
vereinbaren, daß die vorhandenen Träger wei­
terhin befristet oder unbefristet den Schulauf­
wand tragen." 

3. Art. 5 wird wie folgt geändert: 
a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1; Satz 2 

erhält folgende Fassung: 

"Kommt der Träger des Schulaufwands dieser 
Verpflichtung nicht oder nicht hinreichend 
nach, so bestimmt die Aufsichtsbehörde nach 
Anhörung des Trägers die jeweils notwendige 
Art und Größe der Einrichtung." 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

,,(2) Der Träger des Schulaufwands der 
Schule hat die notwendigen Einrichtungen be­
reitzustellen und den Personal- und Sachbe­
darf aufzubringen, soweit nicht ein anderer 
Träger hierfür aufkommt." 

4. Art. 6 erhält folgende Fassung: 

,,Art. 6 

lÖffentliche Sonderschulen sind staatliche 
Schulen, soweit nicht eine kommunale Körper­
schaft durch öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
ermächtigt ist, eine kommunale Sonderschule zu 
betreiben. 2Besondere gesetzliche Verpflichtun­
gen der Bezirke zur Unterhaltung von Sonder­
schulen für Blinde und Gehörlose bleiben unbe­
rührt." 

5. Art. 7 erhält folgende Fassung: 

,,Art. 7 

Für die notwendigen Neu-, Um- und Erweite­
rungsbauten von Heimen oder ähnlichen Ein­
richtungen öffentlicher oder privater, auf ge­
meinnütziger Grundlage wirkender Träger ge­
währt der Staat Finanzhilfe im Rahmen der jähr­
lich im Staatshaushalt bereitgestellten Mittel." 

6. Art. 11 wird aufgehoben. 

7. Art. 13 Satz 1 Nrn. 3 und 4 werden aufgehoben. 

(4) Das Gesetz über das berufliche Schulwesen­
GbSch - (BayRS 2236-1-1-K), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 1. Mai 1986 (GVBI S. 61), wird wie 
folgt geändert: 

1. Im I. Teil ,,Allgemeines" wird die Überschrift 
,,1. Abschnitt, Grundsätzliches" gestrichen. 

2. Art. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

"Die beruflichen Schulen führen eine Bezeich­
nung, aus der die Schulart (Art. 1 Abs. 1) und der 
Schulträger ersichtlich sind; bei Berufsfach­
schulen, Fachschulen, Fachakademien und, so­
weit erforderlich, bei Fachoberschulen und Be­
rufsoberschulen enthält die Bezeichnung auch 
die geführte Ausbildungsrichtung oder Fach­
richtung." 

3. Art. 3 erhält folgende Fassung: 

,,Art. 3 

Lehrpersonal an kommunalen Schulen 

(1) Die Schulaufsichtsbehörde kann nach den 
Richtlinien des Staatsministeriums für Unter­
richt und Kultus die Mindestzahl der erforderli­
chen Lehrer festsetzen. 

(2) Die Einstellung und Verwendung von Leh­
rern, die die erforderliche Befähigung zum 
Lehramt nicht besitzen, sowie die Bestellung ne­
benamtlicher oder nebenberuflicher Schulleite r 
bedarf der schulaufsichtlichen Genehmigung. 

(3) Die nebenamtlich oder nebenberuflich täti­
gen Fachlehrer sollen die gleiche fachliche Vor­
bildung haben, wie sie für die Laufbahnen der 
hauptamtlichen Fachlehrer vorgeschrieben ist ." 

4. Art. 4 bis 9 werden aufgehoben. 

5. Die Überschrift ,,2. Abschnitt, Ordnung und Ko­
sten des Schulbesuches" vor Art. 10 wird gestri­
chen. 

6. Art. 10 wird aufgehoben. 

7. Im 11. Teil erhält die Überschrift des 1. Ab­
schnitts folgende Fassung: 

"Gliederung, Organisation und Errichtung öf·· 
fentlicher Berufsschulen". 

8. Art. 13 Abs. 3,Art. 14 bis 16 werden aufgehoben. 

9. Art. 17 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort ,,Aufhebung" 
durch das Wort ,,Auflösung", in Absatz 1 
Satz 1 das Wort "aufheben" durch das Wort 
"auflösen" und in Absatz 2 Satz 1 das Wort 
"aufgehoben" durch das Wort "aufgelöst" er­
setzt. 

b) Absatz 1 Satz 3 wird aufgehoben. 

10. Dem Art. 19 Abs. 1 wird folgender Satz 3 ange­
fügt: 

"Der Besuch einer schulaufsichtlieh genehmig­
ten privaten Berufsschule befreit von der Pflicht 
zum Besuch der zuständigen Sprengelschule." 

11. Art. 20 wird wie folgt geändert: 

a) Absätze 3 und 4 werden aufgehoben. 

b) Absatz 5 Satz 2 wird aufgehoben; der verblei­
bende Absatz 5 wird Absatz 3. 
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12. Der 3. Abschnitt "Lehrpersonal an kommuna­
len Berufsschulen, staatliche Zuschüsse" des 
11. Teils wird aufgehoben. Der 4. Abschnitt wird 
3. Abschnitt. 

13. Art. 25, Art. 26 Abs. 3, Art. 27 und 28 werden 
aufgehoben. 

14. Die Überschrift ,,1. Abschnitt, Allgemeines" im 
111. Teil wird gestrichen. 

15. Art. 29 Abs. 2 wird aufgehoben. 

16. Der 2. und 3. Abschnitt des 111. Teils werden 
aufgehoben. 

17. Die Überschrift ,,1. Abschnitt, Allgemeines" vor 
Art. 34 wird gestrichen. 

18. Art. 34 erhält folgende Fassung: 

,,Art. 34 

Lehrziele 

i Lehrziele und s~hulische Berechtigungen, die 
durch den Besuch einer Berufsfachschule 'und 
einer Fachschule erreicht werden können, kann 
das Staatsministerium für Unterricht und Kul­
tus für die verschiedenen Ausbildungs- und 
Fachrichtungen der jeweiligen Schulart festle­
gen, soweit die Zuständigkeit gesetzlich nicht 
anders geregelt ist. 2Die Festlegung des Lehrzie­
les erfolgt im Benehmen mit dem Staatsministe­
rium für Arbeit und Sozialordnung und dem 
fachlich zuständigen Staatsministerium." 

19. Der 2. und 3. Abschnitt des IV. Teils werden 
aufgehoben. 

20. Der V. Teil, Fachoberschulen und Berufsober­
schulen, wird aufgehoben; der VI. Teil wird 
V. Teil, der VII. Teil wird VI. Teil. 

21. Die Überschrift ,,1. Abschnitt, Allgemeines" vor 
Art. 45 wird gestrichen. 

22. In Art. 45 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
"legt" die Worte "durch Rechtsverordnung" ein­
gefügt. 

23. Der 2. und 3. Abschnitt des VI. Teils werden 
aufgehoben. 

24. In Art. 52 Abs. 3 werden die Worte "Statistisches 
Landesamt" ersetzt durch die Worte "Landes­
amt für Statistik und Datenverarbeitung". 

25. Art. 53 erhält folgende Fassung: 

,,Art. 53 

Bestehende Schulen 

(1) Private Berufsfachschulen, die am 
1. August 1986 als genehmigte Ersatzschulen be­
trieben wurden, behalten auch dann ihren Sta­
tus als ·Ersatzschule, wenn die Voraussetzungen 
des Art. 68 BayEUG nicht gegeben sind. 

(2) Lehrer, die die Voraussetzungen des Art. 47 
Abs. 2 nicht erfüllen, können an Fachakademien 
in ihrem bisherigen Einsatzbereich auch künftig 
Verwendung finden, wenn sie zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens (Art. 59) dieses Gesetzes die 
Lehrtätigkeit bereits längere Zeit mit Erfolg 
ausgeübt haben." 

26. Art. 54 bis 58 und Art. 59 Abs. 3 werden aufgeho­
ben. 

(5) Art. 19 des Gesetzes zur Förderung der Bayeri­
schen Landwirtschaft - LwFöG - (BayRS 787-1-E), 
geändert durch Gesetz vom 22. Mai 1984 (GVBl 
S . 206), erhält folgende Fassung: 

,,Art. 19 

Land- und forstwirtschaftliches 
Fachschulwesen 

(1) Für die staatlichen land- und forstwirtschaft­
lichen Fachschulen und Fachakademien sowie für 
die staatliche Ausbildungsstätte für landwirtschaft­
lich-technische Assistenten besteht Gebühren-, 
Schulgeld- und Lernmittelfreiheit. 

(2) Das Gesetz über die Kostenfreiheit des Schul­
wegs und die hierzu erlassenen Ausführungsvor­
schriften finden auf den ' Bereich der staatlichen 
land- und forstwirtschaftlichen Fachschulen und 
Fachakademien sowie der staatlichen Ausbildungs­
stätte für landwirtschaftlich-technische Assisten­
ten entsprechende Anwendung, soweit nicht die Be­
sonderheiten des land- und forstwirtschaftlichen 
Fachschulwesens entgegenstehen. 

(3) Kommunale Träger des Schulaufwands für 
land- und forstwirtschaftliehe Fachschulen und 
Fachakademien sowie für die Ausbildungsstätte für 
landwirtschaftlich-technische Assistenten erhalten 
für Schüler, die außerhalb des Gebiets des Auf­
wandsträgers ihren gewöhnlichen Aufenthalt ha­
ben (Gastschüler), Gastschülerzuschüsse in ent­
sprechender Anwendung des Art. 10 Abs. 6 Sätze 1 
bis 4 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes. 

(4) IKommunale .Träger des Schulaufwands für 
die in Absatz 3 genannten Unterrichtseinrichtun­
gen können für jeden Gastschüler vom Landkreis 
oder der kreisfreien Stadt des gewöhnlichen Auf­
enthalts des Gastschülers einen Beitrag (Gastschü­
lerbeitrag) verlangen. 2Als Gastschüler gelten auch 
Schüler, die vor ihrer Aufnahme in ein Schüler­
wohnheim nicht im Gebiet des Aufwandsträgers ih­
ren gewöhnlichen Aufenthalt hatten. 3Für Gast­
schüler- mit gewöhnlichem Aufenthalt außerhalb 
Bayerns richtet sich der Anspruch gegen den Frei­
staat Bayern. 4Der Gastschülerbeitrag je Schüler 
wird errechnet, indem der entstandene laufende 
Schulaufwand des Haushaltsjahres nach Abzug der 
staatlichen Leistungen nach Absatz 3 durch die Ge­
samtschülerzahl geteilt wird. 5Maßgebend ist die 
Schülerzahl nach der amtlichen Statistik für das 
dem Haushaltsjahr vorhergehende Jahr. 6Das' 
Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten kann durch Rechtsver9rdnung die 
Aufwendungen regeln, die zum laufenden Schul­
aufwand im Sinn von Satz 4 gehören; dabei können 
für die Landwirtschaftsschulen, getrennt nach 
Fachrichtungen, Pauschalen für die Gastschüler­
beiträge festgesetzt werden, wobei die Pauschalen 
die Berechnung nach den Sätzen 4 und 5 ersetzen. 
7Die beteiligten kommunalen Körperschaften kön­
nen Abweichendes vereinbaren." 

(6) Das Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus wird ermächtigt, die in den Absätzen 2 bis 4 
genannten Gesetze mit neuer Artikelfolge und neu­
er Gliederung neu bekanntzumachen und Unstim­
migkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 
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Art. 55 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) IDieses Gesetz tritt am 1. Januar 1987 in Kraft. 
2Abweichend hiervon treten Art. 54 Abs. 1 Nr. 1 am 
1. August 1986 und Art. 54 Abs. 6 am 1. Juli 1986 in 
Kraft. 

(2) IGleichzeitig treten alle Vorschriften außer 
Kraft, die diesem Gesetz entgegenstehen oder ent­
sprechen. 2Insbesondere treten außer Kraft: 

1. das Gesetz über die Finanzierung des Schul be­
darfs der öffentlichen Gymnasien und Realschu­
len - Schulfinanzierungsgesetz - SchFG -
(BayRS 2230-7-1-K), zuletzt geändert durch Ge­
setz vom 21. Juli 1983 (GVBl S. 508), 

2. die Verordnung zur Ausführung des Schulfinan­
zierungsgesetzes (Bay RS 2230-7 -1-1-K), 

3. das Gesetz über die Leistungen des Staates für 
private Gymnasien und Realschulen - Privat­
schulleistungsgesetz - PrivSchLG - (BayRS 
2237 -1-K), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
21. Juli 1983 (GVBI S. 508), 

4. das Gesetz über die Lernmittelfreiheit in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 12. Oktober 1983 
(GVBl S. 1009), . 

5. das Gesetz über die Schulgeldfreiheit (BayRS 
2230-4-1-K), 

6. die Verordnung über den Schulgeldersatz beim 
Besuch von Privatschulen (BayRS 2230-4-1-1-K), 

7. die Ausführungsverordnung zum Gesetz über die 
Schulverwaltung, Schulverbände und die Gast­
schulverhältnisse an Volksschulen (AVSchGVG) 
vom 22. April 1963 (GVBl S. 113, BayRS 2232-3-K) 
geändert durch Verordnung vom 9. Februar 197"/ 
(GVBl S. 69), 

8. die Vierte Verordnung zur Durchführung des Ge­
setzes über die Errichtung und den Betrieb von 
Sonderschulen - 4. DVSoSchG - (BayRS 2233-1-
4-K). 

(3) Abweichend von Absatz 2 Nr. 4 treten in § 2 
Abs. 2 des Gesetzes über die Schulgeldfreiheit die 
Worte "oder Schulen, die sonst im Rahmen des Pri­
vatschulleistungsgesetzes gefördert werden" mit 
Wirkung vom 3. März 1983 außer Kraft· der für das 
S~hulj~hr 1982/83 geleistete Schulgeldersatz und 
dIe weiteren freiwilligen Zuschüsse werden nicht 
zurückgefordert. 

München, den 24. Juli 1986 

Der Bayerische Ministerpräsident 

FranzJosef Strauß 
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2232-1-K 

Bekanntmachung 
der Neufassung des Volksschulgesetzes 

Vom 29. Juli 1986 

Auf Grund des Art. 54 Abs. 6 des Bayerischen 
Schulfinanzierungsgesetzes vom 24. Juli 1986 
(GVBl S. 169) wird nachstehend der Wortlaut des 
Volksschulgesetzes (BayRS 2232-1-K) in der vom 
1. Januar 1987 an geltenden Fassung bekanntge­
macht. 

2. das Bayerische Schulfinanzierungsgesetz vom 
24. Juli 1986 (GVBI S. 169). 

Die Neufassung ergibt sich aus den Änderungen 
durch 

1. das Gesetz zur Änderung des Volksschulgesetzes 
und des Schulpflichtgesetzes vom 24. April 1986 
CGVBI S. 51) und 

München, den 29. Juli 1986 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Prof. Hans Mai er, Staatsminister 

Volksschulgesetz 
(VoSchG) 

Art. 1 

Art. 2 

Art. 3 

Art. 4 

Art. 5 

Art. 6 

Art. 7 

Art. 8 

Art. 9 

Art. 10 

Art. 11 

Art. 12 

Art. 13 

Art. 14 

in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 29. Juli 1986 

Erster Teil 

Organisation 
der öHentlichen Volksschulen 

Verwendung der Lehrer 

Klassenbildung 

Gliederung der Volksschulen 

Vollschulen und Teilschulen 

Gemeindeschulen und Verbandsschulen 

Festsetzung der Schulsprengel; 
Bezeichnung und Sitz der Volksschulen 

Auflösung von Volksschulen 

Geltungsbereich der Schulsprengel 

Schulanmeldung . 

Gastschüler (Gastschulverhältnisse ) 

Religionsunterricht 

Angehörige kirchlicher Genossenschaften 

Anpassungszeitraum 

Erlaß von Rechtsverordnungen 

Zweiter Teil 

Schulaufsicht 

Inhaltsübersicht 

Art. 16 Aufsicht über den Religionsunterricht 

Art. 17 Schulaufsichtsbehörden 

Art. 18 Aufgaben des Staatsministeriums für Unterricht und 
Kultus 

Art. 19 Aufgaben der Regierungen 

Art. 20 Aufgaben der Schulämter 

Art. 21 Organisation der Schulämter 

Art. 22 Aufgabenbereiche im Schulamt 

Art. 23 Bestellung zum Schulrat 

Art. 24 Berufsmäßiges Gemeinderatsmitglied 

Dri tter Teil 

Private Volksschulen 

Art. 25 Schulbesuch 

Art. 26 Anwendung dieses Gesetzes 

Vierter Teil 

tlbergangs- und Schlußvorschriften 

Art.27 Erlaß von Verwaltungsvorschriften 

Art. 15 Umfang der staatlichen Schulaufsicht Art. 28 Inkrafttreten 
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Erster Teil 

Organisation 
der öffentlichen Volksschulen 

Art. 1 

Verwendung der Lehrer 

Die Lehrer sind frei verwendbar, jedoch soll bei 
der Auswahl auf die Bekenntniszugehörigkeit der 
Schüler Rücksicht genommen werden. 

Art. 2 

Klassenbildung 

I Klassen werden vom Schulamt nach pädagogi­
schen und schulorganisatorischen Erfordernissen 
gebildet. 2Unter Beachtung dieser Erfordernisse 
werden vom Schulleiter Schüler gleichen Bekennt­
nisses einer Klasse zugewiesen, wenn für die J ahr­
gangsstufe zwei oder mehr Klassen (Parallelklas­
sen) gebildet worden sind und die Erziehungs­
berechtigten zustimmen. 3Ein Anspruch auf Auf­
nahme in eine solche Klasse besteht nicht. 

Art. 3 

Gliederungder Volksschulen 

(1) Die Volksschulen sind so zu errichten, daß die 
Schüler grundsätzlich auf Jahrgangsklassen ver­
teilt sind. 

(2) Bei besonderen örtlichen Gegebenheiten kön­
nen an den Grundschulen ausnahmsweise zwei 
Jahrgangsstufen in einer Klasse zusammengefaßt 
werden. 

(3) Die Hauptschulen sollen soweit als möglich in 
allen Jahrgangsstufen mehrzügig geführt werden. 

Art. 4 

Vollschulen und Teilschulen 

(1) Eine Volksschule soll entweder alle cl ahr­
gangsstufen umfassen (Vollschule) oder die Jahr­
gangsstufen der Grundschule oder die Jahrgangs­
stufen der Hauptschule (Teilschule). 

(2) IWenn es die örtlichen Gegebenheiten erfor­
dern, kann ausnahmsweise für die Jahrgangsstufen 
5 und 6 oder 7 bis 9 eine eigene Hauptschule errich­
tet werden (Teilhauptschule). 2Eine Teilhauptschu­
le kann mit einer voll gegliederten Grundschule 
verbunden werden. 

Art. 5 

Gemeindeschulen und Verbandsschulen 

lEine Volksschule kann entweder für eine Ge­
meinde allein (Gemeindeschule) oder für mehrere 
Gemeinden, Gemeindeteile und gemeindefreie Ge­
biete gemeinsam (Verbandsschule) errichtet wer­
den. 2Eine Verbandsschule muß errichtet werden, 
wenn keine Gemeindeschule errichtet werden 
kann, die den Grundsätzen in Art. 3 entspricht. 

Art. 6 

Festsetzung der Schulsprengel; 
Bezeichnung und Sitz der Volksschulen 

I Die Regierung bestimmt für jede Volksschule im 
Benehmen mit den beteiligten Gemeinden, Eltern-

beiräten und kirchlichen Oberbehörden in der 
Rechtsverordnung nach Art. 20 des Bayerischen 
Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichtswe­
sen (BayEUG) ein räumlich abgegrenztes Gebiet 
als Schul sprenge 1. 2Sie gibt der Schule eine amtli­
che Bezeichnung, die den Schulort angibt und sie 
von anderen am selben Ort entstehenden Volks­
schulen unterscheidet, und bestimmt ihren Sitz. 

Art. 7 

Auflösung von Volksschulen 

Volksschulen, die die Voraussetzungen der Art. 3 
und 4 nicht oder nicht mehr erfüllen, sind im Be­
nehmen mit den beteiligten Gemeinden, Elternbei­
räten und kirchlichen Oberbehörden aufzulösen. 

Art. 8 

Geltungsbereich der Schulsprengel 

(1) Alle Schüler müssen ihre Schulpflicht in der 
Volksschule erfüllen, in deren Schulsprengel sie ih­
ren gewöhnlichen Aufenthalt haben. 

(2) Eine Volksschule, die zwei oder mehr Teil­
schulen (Grundschule, Hauptschule, Teilhaupt­
schule) umfaßt, kann für die verschiedenen Teil­
schulen verschieden große Schul sprengel haben. 

(3) I Bestehen innerhalb einer Gemeinde mehrere 
Volksschulen, so kann das Schulamt im Benehmen 
mit der zuständigen Gemeinde und den betroffenen 
Elternbeiräten zur Bildung möglichst gleich starker 
Klassen für die Dauer von bis zu vier Schuljahren 
Abweichungen von den Schul sprengel grenzen an­
ordnen. 2 Art. 6 Satz 1 findet dabei keine Anwen­
dung. 

Art. 9 

Schulanmeldung 

(1) Die Erziehungsberechtigten müssen ihre 
volksschulpflichtigen Kinder an der Volksschule 
anmelden, in deren Schulsprengel die Kinder ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt haben. 

(2) I Bei der Schulanmeldung haben die Erzie­
hungsberechtigten die erforderlichen Angaben zur 
Person des Kindes zu machen und erforderlichen­
falls durch entsprechende Urkunden zu belegen. 
2Dabei geben sie eine Erklärung darüber ab, ob sie 
der Zuweisung in eine Klasse mit Schülern gleichen 
Bekenntnisses zustimmen, falls für die Jahrgangs­
stufe Parallelklassen gebildet werden. 3Diese Er­
klärung gilt für die Dauer des Besuchs der Volks­
schule, wenn sie nicht widerrufen wird. 4DieserWi­
der ruf wird mit Beginn des folgenden Schuljahres 
wirksam. 

Art. 10 

Gastschüler (Gastschulverhältnisse) 

(1) lAuf Antrag der Erziehungsberechtigten kann 
aus zwingenden persönlichen Gründen der Besuch 
einer anderen Volksschule gestattet werden. 2Die 
Entscheidung trifft die Gemeinde, in der der Schü­
ler seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, im Einver­
nehmen mit dem aufnehmenden Schulaufwands­
träger nach Anhörung der betroffenen Schulleiter. 
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(2) I Das Schulamt kann Schüler zum Unterricht 
in Klassen und Unterrichtsgruppen, die für beson­
dere pädagogische Aufgaben eingerichtet sind, so­
wie in einzelnen Fächern einer anderen Volksschu­
le zuweisen. 2Es entscheidet auch über die Zuwei­
sung nach Art. 63 Abs. 2 Nr. 6 BayEUG. 

(3) Bestehen innerhalb einer Gemeinde mehrere 
Volksschulen, so kann das Schulamt im Benehmen 
mit der Gemeinde zur Bildung möglichst gleich 
starker Klassen für die Dauer von bis zu drei Jah­
ren auch einzelne Schüler grundsätzlich einer be­
nachbarten Volksschule zuweisen. 

Art. 11 

Religionsunterricht 

Die von den Kirchen und Religionsgemeinschaf­
ten bestellten Religionslehrer können den gesam-
ten Religionsunterricht selbst erteilen. . 

Art. 12 

Angehörige kirchlicher Genossenschaften 

(1) lKirchliche Genossenschaften, die über Leh­
rer verfügen, deren Ausbildung nicht hinter der 
Ausbildung der staatlichen Lehrer zurücksteht, 
können auf ihren Antrag von der Regierung durch 
Gestellungsvertrag mit der Erteilung von Unter­
richt an Volksschulen beauftragt werden. 2Satz 1 
gilt entsprechend hinsichtlich Angehöriger kirchli­
cher Genossenschaften, die als Pädagogische Assi-

. stenten ausgebildet sind. 

(2) Die Regierung kann die kirchliche Genossen­
schaft mit der Leitung der Volksschule beauftragen. 

(3) Angehörige kirchlicher Genossenschaften 
werden auch ohne Begründung eines Beamtenver­
hältnisses zum Vorbereitungsdienst und zur An­
stellungsprüfung zugelassen. 

Art. 13 

Anpassungszeitraum 

Die bestehenden Volksschulen sind unverzüglich, 
spätestens bis zum Beginn des Schuljahres 1981/82, 
den Vorschriften der Art. 3 und 4 anzupassen. 

Art. 14 

Erlaß von Rechtsverordnungen 

Das Staatsministerium für Unterricht und Kultus 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung zu be­
stimmen 

1. das Verfahren bei der Errichtung und Auflösung 
von Volksschulen (Art. 1 bis 7), 

2. das Verfahren bei der Schulanmeldung (Art. 9), 

3. das Verfahren bei der Genehmigung von Gast­
schulverhältnissen (Art. 10 Abs. 1), 

4. das Verfahren bei der Beauftragung kirchlicher 
Genossenschaften (Art. 12), 

5. welche Dienstbezeichnungen den von den kirch­
lichen Genossenschaften zur Verfügung gestell­
ten Lehrern verliehen werden können. 

Zweiter Teil 

Schulaufsicht 

Art. 15 

Umfang der staatlichen Schulaufsicht 

(1) Zur staatlichen Schulaufsicht gehören 

1. die Organisation, Ordnung, Förderung und Über­
wachung der öffentlichen Volksschulen, 

2. die Dienstaufsicht über die Schulräte sowie die 
staatlichen Lehrer und Pädagogischen Assisten­
ten, ferner das fachliche Weisungsrecht gegen­
über den gemäß Art. 12 verwendeten Lehrern und 
Pädagogischen Assistenten, 

3. die amtliche Fortbildung der Schulräte, Lehrer 
und Pädagogischen Assistenten, 

4. die Zulassung der Schulbücher, 

5· 4.ie Zulassung (Genehmigung), Förderung und 
Uberwachung der privaten Volksschulen, 

6. die schulaufsichtliche Genehmigung von Neu-, 
Um- und Erweiterungsbauten für öffentliche und 
private Volksschulen. 

(2) Die in Absatz 1 Nr. 6 vorgeschriebene Geneh­
migung darf nur versagt werden, wenn das Bauvor­
haben den getroffenen oder beabsichtigten schulor­
ganisatorischen Maßnahmen oder den für die 
Schulanlagen erlassenen Vorschriften wider­
spricht. 

Art. 16 

Aufsicht über den Religionsunterricht 

(1) 1 Die staatliche Schulaufsicht über die Ertei­
lung des Religionsunterrichts erstreckt sich nicht 
auf die Bestimmung des Lehrinhalts und der Di­
daktik des Religionsunterrichts. 2Beides ist Sache 
der Kirche und Religionsgemeinschaften. 3Sie kön­
nen durch Beauftragte den Religionsunterricht ih­
res Bekenntnisses besuchen lassen und sich da­
durch vom Stand der Kenntnisse in der Religions­
lehre und von der religiös-sittlichen Erziehung der 
bekenntniszugehörigen Schüler unterrichten. 

(2) 1 Die Kirchen und Religionsgemeinschaften 
und ihre Vertreter haben gegenüber den Lehrern, 
die Religionsunterricht erteilen, keine dienstauf­
sichtlichen Befugnisse. 2Jedoch können sich die Be­
auftragten der Kirchen und Religionsgemeinschaf­
ten mit diesen Lehrern über die Abstellung wahrge­
nommener Mängel ins Benehmen setzen. 3Sie kön­
nen die Schulaufsichtsbehörden anrufen, wenn Be­
anstandungen zu erheben sind. 

Art. 17 

Schulaufsichtsbehörden 

Die staatliche Schulaufsicht wird vom Staatsmi­
nisterium für Unterricht und Kultus, den Regierun­
gen und den Schulämtern ausgeübt. 

Art. 18 

Aufgaben des Staatsministeriums 
für Unterricht und Kultus 

(1) IDem Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus obliegen alle Angelegenheiten der Schulauf-
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sicht, die nicht den Regierungen oder deh Schuläm­
tern zugewiesen sind. 2Es führt die Aufsicht über 
die Regierungen und die Dienstaufsicht über die 
Schulräte; hierzu kann es allgemein und im Einzel­
fall Weisungen erteilen. 

(2) Das Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
zu bestimmen 

1. die Voraussetzungen und das Verfahren bei der 
schulaufsichtlichen Genehmigung von Neu-, Um­
und Erweiterungsbauten für öffentliche und pri­
vate Volksschulen, 

2. die Aufgaben, die den Regierungen und den 
Schulämtern zusätzlich zu den in Art. 19 und 20 
genannten übertragen werden. 

Art. 19 

Aufgaben der Regierungen 

Den Regierungen obliegt 

1. die Aufsicht über die Schulämter, 

2. die Organisation der öffentlichen Volksschulen, 

3. die Dienstaufsicht über die staatlichen Lehrer 
und die Pädagogischen Assistenten, ferner das 
fachliche Weisungsrecht gegenüber den gemäß 
Art. 12 verwendeten Lehrern und Pädagogischen 
Assistenten, soweit sie nicht den Schulämtern 
übertragen sind, 

4. die amtliche Fortbildung der Schulräte, Lehrer 
und Pädagogischen Assistenten, soweit sie nicht 
vom Staatsministerium für Unterricht und Kul­
tus wahrgenommen wird, 

5. q}e Zulassung (Genehmigung), Förderung und 
Uberwachung der privaten Volksschulen, 

6. die schulaufsichtliehe Genehmigung der Neu-, 
Um- und Erweiterungsbauten für öffentliche und 
private Volksschulen. 

Art. 20 

Aufgaben der Schulämter 

Den Schulämtern obliegt 

1. die Aufsicht über die öffentlichen Volksschulen, 

2. die Dienstaufsicht über die staatlichen Lehrer 
und die Pädagogischen Assistenten, ferner das 
fachliche Weisungsrecht gegenüber den gemäß 
Art. 12 verwendeten Lehrern und Pädagogischen 
Assistenten, soweit sie ihnen durch Gesetz oder 
Rechtsverordnung übertragen sind, 

3. die Fachaufsicht in den Fällen des Art. 10 Abs. 1. 

Art. 21 

Organisation der Schulämter 

(1) lln jedem Landkreis und in jeder kreisfreien 
Gemeinde besteht ein Schulamt (Staatliches Schul­
amt). 2Das Staatliche Schulamt hat den gleichen 
Sitz wie die Kreisverwaltungsbehörde. 

(2) 1 Das Schulamt wird gemeinsam von dem 
Landrat oder dem Oberbürgermeister und einem 
Schulrat geleitet. 2Die Vertretung des Landrats und 
des Oberbürgermeisters richtet sich nach den Vor­
schriften der Landkreisordnung und der Gemein­
deordnung. 3Der Landrat und der Oberbürgermei-

ster können sich in der Leitung des Schulamts 
durch einen Beamten vertreten lassen, der die Be­
fähigung für den höheren Verwaltungsdienst oder 
für das Richteramt hat. 

(3) Einem Schulrat kann die Leitung von zwei 
Schulämtern übertragen werden. 

(4) lDem Schulamt können für den Aufgabenbe­
reich des Schulrats nach Bedarf weitere Schulräte 
und Mitarbeiter zugeteilt werden. 2Der Landrat 
oder der Oberbürgermeister kann den Bediensteten 
des Landratsamts oder der kreisfreien Gemeinde 
bestimmte Aufgabengebiete und Befugnisse aus 
seinem Aufgabenbereich übertragen und entspre­
chende Vollmacht erteilen. 

Art. 22 

Aufgabenbereiche im Schulamt 

(1) Zum Aufgabenbereich des Landrats und des 
Oberbürgermeisters gehören die Angelegenheiten 
vorwiegend rechtlicher Natur, zum Aufgabenbe­
reich des Schulrats die Angelegenheiten vorwie­
gend fachlicher Natur. 

(2) Das Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus regelt im Einvernehmen mit dem Staatsmi­
nisterium des Innern durch Rechtsverordnung die 
Aufgabenbereiche im Schulamt, das Zusammen­
wirken in der Leitung des Schulamts und die 
Grundsätze für die Vertretungsbefugnis. 

Art. 23 

Bestellung zum Schulrat 
lZum Schulrat kann nur bestellt werden, wer als. 

Lehrer an Volksschulen ausgebildet ist und sich im 
Volksschuldienst bewährt hat. 21m übrigen gelten 
die beamtenrechtlichen Vorschriften. 

Art. 24 

Berufsmäßiges Gemeinderatsmitglied 

Einem berufsmäßigen Gemeinderatsmitglied, 
dem die Leitung des Schulwesens einer kreisfreien 
Gemeinde obliegt, kann für die Dauer seiner Amts­
zeit auf Antrag der kreisfreien Gemeinde an Stelle 
des Schulrats in widerruflicher Weise die Leitung 
des Schulamts übertragen werden, sofern es die in 
Art. 23 genannten Voraussetzungen erfüllt. 

Dritter Teil 

Private Volksschulen 

Art. 25 

Schulbesuch 

Erziehungsberechtigte, die ihre Kinder nicht in 
eine öffentliche Volksschule schicken wollen, kön­
nen sie in eine nach Art. 134 der Verfassung und 
Art. 7 Abs. 4 und 5 des Grundgesetzes zugelassene 
private Volksschule schicken. 

Art. 26 

Anwendung dieses Gesetzes 

Auf die privaten Volksschulen findet der Erste 
Teil keine Anwendung. 
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Vierter Teil 

Ubergangs- und Schlußvorschriften 

Art. 27 

Erlaß von Verwaltungsvorschriften 

Die zur Durchführung dieses Gesetzes notwendi­
gen allgemeinen Verwaltungsvorschriften erläßt 
das Staatsministerium für Unterricht und Kultus, 
soweit erforderlich im Benehmen mit den jeweils 
beteiligten Staatsministerien. 

Art. 28 

Inkrafttreten 

IDas Gesetz ist dringlich. 2Es tritt am 1. Januar 
1967 in Kraft.*) 

*) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der 
ursprünglichen Fassung vom 17. November 196.6 (GVBI S . 402). 
Der Zeitpunkt des Inkrafttr.~tens der späteren Anderungen er­
gibt sich aus den jeweiligen Anderungsgesetzen. 

189 
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2233-1-K 

Bekanntmachung 
der Neufassung des Sonderschulgesetzes 

Vom 29. Juli 1986 

Auf Grund des Art. 54 Abs. 6 des Bayerischen 
Schulfinanzierungsgesetzes vom 24. Juli 1986 
(GVBl S. 169) wird nachstehend der Wortlaut des 
Sonderschulgesetzes (BayRS 2233-1-K) in der vom 
1. Januar 1987 an geltenden Fassung bekanntge­
macht. 

Die Neufassung ergibt sich aus den Änderungen 
durch das Bayerische Schulfinanzierungsgesetz 
vom 24. Juli 1986 (GVBI S. 169). 

München, den 29. Juli 1986 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Prof. Hans Mai er, Staatsminister 

Gesetz 
über die Errichtung und den Betrieb 

von Sonderschulen 
(Sonderschulgesetz - SoSchG) 

in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 29. Juli 1986 

Art. 1 
(1) (aufgehoben) 

(2) lAuf die Sondervolksschulen finden, soweit 
das Bayerische Gesetz über das Erziehungs- und 
Unterrichtswesen (BayEUG) und dieses Gesetz kei­
ne Regelung enthalten, die Vorschriften des Volks­
schulgesetzes entsprechende Anwendung. 2Die 
Art. 2, 5, 9 Abs. 2 Sätze 2, 3 und 4 sowie Art. 13 des 
Volksschulgesetzes finden jedoch keine Anwen­
dung; Art. 3 soll eine den besonderen pädagogischen 
Anforderungen entsprechende Anwendung finden. 

(3) Auf die Sonderberufsschulen finden neben 
den Vorschriften des Bayerischen Gesetzes über 
das Erziehungs- und Unterrichtswesen und dieses 
Gesetzes die Art. 4,9,10 und 11 Abs. 1 des Gesetzes 
über das berufliche Schulwesen (GbSch) entspre­
chende Anwendung. 

(4) Für den Umfang der Schulaufsicht über Son­
derschulen und Einrichtungen im Sinn des Art. 3 
Abs. 2 gelten Art. 15, 16 und 18 Abs. 2 NI'. 1 des Volks­
schulgesetzes entsprechend. 

Art. 2 
(aufgehoben) 

Art. 3 

(1) lAuf Schulen nach Art. 5 Abs. 2 NI'. 4 Buchst. c 
und Art. 9 Abs. 3 NI'. 1 Buchst. c BayEUG finden die 
Art. 6, 7 und 8 sowie hinsichtlich der Behinderten 
die Art. 9 und 10 entsprechende Anwendung. 21m 
übrigen gelten die für diese Schularten bestehen­
den Vorschriften entsprechend. 

(2) Für die schulvorbereitenden Einrichtungen 
(Art. 9 Abs. 5 BayEUG) gelten die Art. 4 bis 10 dieses 

Gesetzes und die Bestimmungen des Bayerischen 
Schulfinanzierungsgesetzes für die öffentlichen 
und privaten Sondervolksschulen entsprechend. 

Art. 4 

(1) Öffentliche Sonderschulen werden jeweils für 
ein bestimmtes Gebiet errichtet, das hinreichend 
groß ist, um eine für die betreffende Sonderschule 
erforderliche Zahl von Sonderschulpflichtigen 
nachhaltig zu sichern (Sonderschulsprengel). 

(2) Die Sonderschulsprengel der Schulen für 
Blinde, Sehbehinderte, Gehörlose, Schwerhörige, 
Körperbehinderte u~d der Schulen für Sprachbe­
hinderte mit (Teil-)Hauptschulstufe sowie für Son­
derbe rufs schulen werden für das Gebiet oder Teil­
gebiet eines Bezirks oder durch Zusammenschluß 
von Gebieten oder Gebietsteilen mehrerer Bezirke, 
die der Schulen für Kranke, Sprachbehinderte, Gei­
stigbehinderte, Lernbehinderte und zur Erzie­
hungshilfe für die Gebiete oder Teilgebiete von 
Landkreisen oder kreisfreien Gemeinden oder 
durch Zusammenschluß von Gebieten oder Ge­
bietsteilen mehrerer Landkreise oder kreisfreier 
Gemeinden gebildet. 

(3) Die Bildung des Sonderschulsprengels erfolgf 
im Benehmen mit den beteiligten Gebietskörper­
schaften. 

(4) Die nach diesem Gesetz zuständigen Träger 
des Schulaufwands können mit den bis zum In­
krafttreten des Bayerischen Schulfinanzierungs­
gesetzes zuständigen Trägern vereinbaren, daß die 
vorhandenen Träger weiterhin befristet oder un­
befristet den Schulaufwand tragen. 
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Art. 5 

(1) lUm den Besuch öffentlicher Sonderschulen 
sicherzustellen, sind die erforderlichen Heime oder 
ähnliche Einrichtungen zu schaffen. 2Kommt der 
Träger des Schul aufwands dieser Verpflichtung 
nicht oder nicht hinreichend nach, so bestimmt die 
Aufsichtsbehörde nach Anhörung des Trägers die 
jeweils notwendige Art und Größe der Einrichtung. 
3Die Bestimmungen des Bundessozialhilfegesetzes 
und des Gesetzes für Jugendwohlfahrt bleiben 
unberührt. 

(2) Der Träger des Schulaufwands der Schule hat 
die notwendigen Einrichtungen bereitzustellen und 
den Personal- und Sachbedarf aufzubringen, soweit 
nicht ein anderer Träger hierfür aufkommt. 

Art. 6 

lÖffentliche Sonderschulen sind staatliche Schu­
len, soweit nicht eine kommunale Körperschaft 
durch öffentlich-rechtliche Vereinbarung ermäch­
tigt ist, eine kommunale Sonderschule zu betreiben. 
2Besondere gesetzliche Verpflichtungen der Bezir­
ke zur Unterhaltung von Sonderschulen für Blinde 
und Gehörlose bleiben unberührt. 

Art. 7 
Für die notwendigen Neu-, Um- und Erweite­

rungsbauten von Heimen oder ähnlichen Einrich­
tungen öffentlicher oder privater, auf gemeinnützi­
ger Grundlage wirkender Träger gewährt der Staat 
Finanzhilfe im Rahmen der jährlich im Staatshaus­
halt bereitgestellten Mittel. 

Art. 8 

(1) Von der Errichtung einer öffentlichen Sonder­
schule soll abgesehen werden, wenn die ausrei­
chende Unterrichtung und Erziehung der Sonder­
schulpflichtigen durch eine private, auf gemeinnüt­
ziger Grundlage betriebenen Sonderschule ge­
währleistet ist. 

(2) Für die Errichtung von Heimen oder ähn­
lichen Einrichtungen (Art. 5) gilt Absatz 1 sinnge­
mäß. 

Art. 9 

(1) IDie Träger von Heimen und ähnlichen Ein­
richtungen stellen alljährlich durch eine Betriebs­
rechnung die auf den einzelnen Heimplatz entfal­
lenden Kosten fest. 2Die Betriebsrechnung ist der 
Kreisverwaltungsbehörde zur Prüfung vorzulegen. 

(2) Schuldner der Kosten sind das im Heim oder 
einer ähnlichen Einrichtung untergebrachte Kind 
und die Unterhaltsverpflichteten. 

(3) ISoweit die Heimkosten im Einzelfall nicht 
nach den 'Vorschriften des Bundessozialhilfegeset­
zes oder des Gesetzes für Jugendwohlfahrt zu tra­
gen sind, gewährt der Staat unbeschadet des Absat­
zes 4 auf Antrag einen Zuschuß. 2Der Zuschuß ist so 
zu bemessen, daß die Schuldner der Kosten nur den 
Betrag zu bezahlen haben, der durch die Unterbrin­
gung des Kindes in dem Heim oder der ähnlichen 
Einrichtung an Kosten für den häuslichen Lebens­
unterhalt erfahrungsgemäß erspart wird. 

(4) IDer Zuschuß entfällt, wenn das monatliche 
Einkommen der Schuldner der Kosten eine be­
stimmte Grenze zuzüglich der Kosten für die Un­
terkunft überschreitet oder wenn die Gewährung 
des Zuschusses wegen des Vermögens der Schuld-

ner der Kosten ungerechtfertigt wäre. 2Ein Vermö­
gen, das nach den Vorschriften des Bundessozial­
hilfegesetzes bei den Hilfen in besonderen Lebens­
lagen nicht verwertet werden darf, bleibt unberück­
sichtigt. 

(5) Der Zuschuß wird nicht gewährt, wenn eine 
andere als die. nächstgelegene Sonderschule be­
sucht wird und dadurch unvertretbare Mehrkosten 
entstehen. 

Art. 10 

1 Bei Familienunterbringung eines Kindes ge­
währt der Staat, soweit die Kosten im Einzelfall 
nicht nach dem Bundessozialhilfegesetz oder dem 
Gesetz für Jugendwohlfahrt zu tragen sind, auf An­
trag als Zuschuß den Unterschiedsbetrag zwischen 
häuslicher Ersparnis und dem am Schulort gelten­
den Pflegekindersatz. 2Art. 9 Abs. 4 und 5 finden 
entsprechende Anwendung. 

Art. 11 

(aufgehoben) 

Art. 12 
Die Befugnisse des Staates, Sonderschulen und 

Heime selbst zu betreiben, bleiben hinsichtlich der 
bestehenden staatlichen Einrichtungen unberührt. 

Art. 13 

Ausführungsbestimmungen 

IDas Staatsministerium für Unterricht und Kul­
tus wird ermächtigt, soweit erforderlich im Einver­
nehmen mit den beteiligten Staatsministerien, 
Rechtsverordnungen zu erlassen 

1. über die Abgrenzung der für die einzelnen Son­
derschultypen in Betracht kommenden Schul­
pflichtigen, 

2. über die Feststellung der sonderschulbedürftigen 
Kinder, die zur Erfüllung der Schulpflicht eine 
besondere Vorbereitung benötigen, 

3. (aufgehoben) 

4. (aufgehoben) 

5. über die Mindesterfordernisse für den Sachauf­
wand, 

6. über den Umfang der Kostenpflicht bei Unter­
bringung in Heimen oder ähnlichen Einrichtun­
gen, insbesondere über die Höhe und Zusammen­
setzung der Einkommensgrenze, 

7. über das Verfahren bei Prüfung der Betriebs­
rechnungen und bei Anträgen auf Gewährung 
von Zuschüssen, 

8. über die Verteilung der Aufgaben der Schulauf­
sicht auf das Staatsministerium für Unterricht 
und Kultus, die Regierungen und die Schulämter. 

21m übrigen erlassen die zuständigen Staatsmini­
sterien die erforderlichen Ausführungsbestimmun­
gen zum Vollzug des Gesetzes. 

Art. 14 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1966 in Kraft.*) 

*) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der ur­
sprünglichen Fassung vom 25. Juni 1965.(GVBI S. 93). Der Zeit­
punkt des Inkrafttretens der späteren Anderungen ergibt sich 
aus den jeweiligen Änderungsgesetzen. 
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2236-1-1-K 

Bekanntmachung 
der Neufassung des 

Gesetzes über das berufliche Schulwesen 

Vom 29. Juli 1986 

Auf Grund des Art. 54 Abs. 6 des Bayerischen 
Schulfinanzierungsgesetzes vom 24. Juli 1986 
(GVBI S. 169) wird nachstehend der Wortlaut des 
Gesetzes über das berufliche Schulwesen (BayRS 
2236-1-1-K) in der vom 1. Januar 1987 an geltenden 
Fassung bekanntgemacht. . 

Die Neufassung ergibt sich aus den Änderungen 
durch 

1. das Gesetz über die Feststellung des Haushalts­
plans des Freistaates Bayern für die Haushalts­
jahre 1983 und 1984 vom 21. Juli 1983 (GVBl 
S.508). 

2. das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das 

berufliche Schulwesen vom 9. Juli 1985 (GVBl 
S.245). 

3. das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das 
berufliche Schulwesen vom 1. Mai 1986 (GVBl 
S.61). 

4. das Bayerische Schulfinanzierungsgesetz vom 
. 24. Juli 1986 (GVBl S. 169). 

München. den 29. Juli 1986 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Prof. Hans Mai er. Staatsminister 

Gesetz 
über das berufliche Schulwesen (GbSch) 

in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 29. Juli 1986 

Inhaltsübersicht 

Erster Teil 

Allgemeines 

Art. Geltungsbereich 

Art. 2 Bezeichnung der Schulen 

Art. 3 Lehrpersonal an kommunalen Schulen 

Art. 4 Lehrpläne, Schul- und Prüfungsordnungen 

Zweiter Teil 

Berufsschulen 

Abschnitt I 

Gl1ederung. Organisation und Errichtung 
öffentlicher Berufsschulen 

Art. 5 Gliederung der Berufsschul~ 

Art. 6 Mindestanforderungen für die Errichtung von Berufs­
schulen 

Art. 7 Auflösung 

Abschnitt II 

Schulsprengel, Einschulung, Gastschulverhältnisse 
der öffentlichen Berufsschulen 

Art. 8 Sehu lsprengel 

Art. 9 Erfüllung de r Be rufsschulpfli cht 

Art. 10 Gustschu lverhä ltni sse 

Abschnitt III 

Priva te Berufsschulen 
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Dritte r Teil 

Berufsaufbauschulen 

Art. 12 Status de r Berufsaufbauschu le 

Vierter Teil 

Berufsfachschulen und Fachschulen 

Art. 13 Lehrzie le 

Fünfter Teil 

Fachakademien 

Art. 14 Wesen de r Fachakade mien 

Art. 15 Zugangsvoraussetzungen 

Art. 16 Fachakademielehre r 

Sechster Teil 

Ubergangs- und Schlußbestimmungen 

Art. 17 Rechts- und Verwaltungsvorschriften 

Art. 18 Beste hende Schulen 

Art. 19 Inkrafttreten des Gesetzes 

Erster Teil 
Allgemeines 

Art. 1 

qeltungsbereich 

(1) IBerufliche Schulen im Sinn dieses Gesetzes 
sind die Berufsschule. die Berufsaufbauschule. die 
Berufsfachschule. die Wirtschaftsschule, die Fach­
schule, die Fachoberschule, die Berufsoberschule, 
die Fachakademie (Art. 10 bis 17 des Bayerischen 
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Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichtswe­
sen - BayEUG). 2Fachschulen im Geschäftsbereich 
des Staatsministeriums für Ernährung, Landwirt­
schaft und Forsten werden durch dieses Gesetz 
nicht berührt. 

(2) Die Zusammenfassung beruflicher Schulen 
innerhalb von Schulzentren ist anzustreben. 

Art. 2 

Bezeichnung der Schulen 

IDie beruflichen Schulen führen eine Bezeich­
nung, aus der die Schulart (Art. 1 Abs. 1) und der 
Schulträger ersichtlich sind; bei Berufsfachschu­
len, Fachschulen, Fachakademien und, soweit er­
forderlich, bei Fachoberschulen und Berufsober­
schulen enthält die Bezeichnung auch die geführte 
Ausbildungsrichtung oder Fachrichtung. 2Den 
Schulen kann von ihren Trägern ein Beiname ver­
liehen werden. 

Art. 3 
Lehrpersonal an kommunalen Schulen 

(1) Die Schulaufsichtsbehörde kann nach den 
Richtlinien des Staatsministeriums für Unterricht 
und Kultus die Mindestzahl der erforderlichen Leh­
rer festsetzen. 

(2) Die Einstellung und Verwendung von Lehrern, 
die die erforderliche Befähigung zum Lehramt 
nicht besitzen, sowie die Bestellung nebenamtlicher 
oder nebenberuflicher Schulleiter bedürfen der 
schulaufsichtlichen Genehmigung. 

(3) Die nebenamtlich oder nebenberuflich tätigen 
Fachlehrer sollen die gleiChe fachliche Vorbildung 
haben, wie sie für die Laufbahnen der hauptamt­
lichen Fachlehrer vorgeschrieben ist. 

Art. 4 

Lehrpläne, Schul- und Prüfungsordnungen 

(1) Dem Unterricht sind die vom Staatsministe­
rium für Unterricht und Kultus im Benehmen mit 
den fachlich zuständigen Staatsministerien und 
den betroffenen Verbänden und Organisationen er­
lassenen oder genehmigten Lehrpläne und Stun­
dentafeln zugrundezulegen. 

(2) I Die Rahmenlehrpläne der Berufsschulen und 
Berufsfachschulen haben die Ausbildungsordnun­
gen gemäß §§ 25 und 26 des Berufsbildungsgesetzes 
zu berücksichtigen. 2Die Lehrpläne für den Unter­
richt in der Grundstufe für anerkannte Ausbil­
dungsberufe, die einem Berufsfeld zugeordnet sind, 
haben die berufliche Grundbildung zu be rücksichti­
gen. 

(3) IDie Ordnungen, Lehrpläne und Stunden­
tafe ln für die Fachakademien werden vom zustän­
digen Staatsministerium im Einvernehmen mit 
dem Staatsministerium für Unterricht und Kultus 
nach Anhörung der Lehrerkonferenz de r betreffen­
den F~chakademien erlassen. 20 rdnungen für die 
staatlichen Abschlußprüfungen bedürfen der Zu­
stimmung des Staatsministeriums für Unterricht 
und Kultus. 

Zweiter Teil 

Berufsschulen 

Abschnitt I 

Gliederung, Organisation und Errichtung 
öffentlicher Berufsschulen 

Art. 5 

Gliederung der Berufsschule 

I Die Berufsschulen haben in Erfüllung ihrer in 
Art. 10 BayEUG festgelegten Aufgabe insbesondere 
die allgemeinen berufsfeldübergreifenden sowie 
die für den Ausbildungsberuf oder die berufliche 
Tätigkeit erforderlichen fachtheoretischen Kennt~ , 
nisse zu vermitteln und die fachpraktischen Kennt­
nisse und Fertigkeiten zu vertiefen; im Berufs­
grundschuljahr obliegt ihnen auf Berufsfeldbreite 
die Vermittlung von fachtheoretischen und fach­
praktischen Kenntnissen und Fertigkeiten. 2Die 
Ausbildung in der Berufsschule umfaßt eine einjäh­
rige Grundstufe und eine darauf aufbauende min­
destens einjährige Fachstufe. 3Der Unterricht in 
der Grundstufe wird auf folgende Weise durchge­
führt: 

1. für anerkannte Ausbildungsberufe, die einem Be­
rufsfeld zugeordnet sind, zur Vermittlung berufli -
eher Grundbildung 

a) im Teilzeitunterricht an einzelnen Unter­
richtstagen oder als Blockunterricht (Berufs­
grundbildungsjahr in kooperativer Form) 

oder 

b) im Vollzeitunterricht (Berufsgrundschuljahr), 

2. für anerkannte Ausbildungsberufe, die keinem 
Berufsfeld zugeordnet sind, in Teilzeitunterricht 
an einzelnen Unterrichtstagen oder als Blockun­
terricht. 

4Die beiden Formen des Berufsgrundbildungsjah­
res sind hinsichtlich der Erfüllung der Berufsschul­
pflicht gleichgestellt. 5Der Unterrichtin der Grund­
stufe wird für Berufe nach Satz 3 Nr. 1 auf Berufs­
felder, für Berufe nach Satz 3 Nr. 2 auf die einzelnen 
Ausbildungsberufe bezogen, erteilt. 6Beim Unter­
richt auf Berufsfeldbreite sind Berufsfeldschwer­
punkte in dem 'bundesrechtlich vorgegebenen Rah­
men zu bilden. 7Der Unterricht in der Fachstufe 
wird berufsspezifisch in Teilzeitform an einzelnen 
Unterrichtstagen oder als Blockunterricht erteilt. 

Art. 6 

Mindestanforderungen für die Errichtung 
, von Berufsschulen 

(1) lEine selbständige Berufsschule muß im Re­
gelfall mindestens 40 Klassen mit Teilzeitunter­
richt haben. 2Klassen mit Vollzeitunterricht werden 
als 21/z-fache Teilzeitklassen auf die Mindestklas­
senzahl angerechnet. 3Ausnahmen bedürfen für 
nichtstaatliche Berufsschulen der schulaufsichtli­
chen Genehmigung. 

(2) Selbständige landwirtschaftliche Berufsschu­
len werden nur dann errichtet, wenn im Gebiet des 
Schulaufwandsträgers mindestens so viele berufs­
schulpflichtige Jugendliche in landwirtschaftlichen 
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oder verwandten Berufen beschäftigt sind, daß 
Jahrgangsfachklassen gebildet werden können. 

Art. 7 

Auflösung 

(1) lDie Schulaufsichtsbehörde kann im Beneh­
men mit dem Träger des Schulaufwands Berufs­
schulen auflösen, wenn die Voraussetzungen des 
Art. 6 auf die Dauer weggefallen sind und wenn ein 
ordnungsgemäßer Unterricht nach den Lehrplänen 
nicht mehr gewährleistet ist. 2Bis zur Umbildung 
des Schulsprengels ist die Regierung verpflichtet, 
die Schulpflichtigen einer anderen Berufsschule 
zuzuweisen. 

(2) lWird eine kommunale Berufsschule aufge­
löst, so richtet sich die Rechtsstellung der Beamten 
und Versorgungsempfänger nach den Vorschriften 
des Kapitels II Abschnitt III des Beamtenrechts­
rahmengesetzes. 2Der bisherige Dienstherr hat sich 
an den Versorgungslasten in entsprechender An­
wendung des Art. 120 des Bayerischen Beamtenge­
setzes zu beteiligen. 

Abschnitt II 

Schulsprengel, Einschulung, 
GastschulverhäItnisse der öffentlichen 

Berufsschulen 

Art. 8 

Schulsprengel 

(1) 1 Die Regierung bildet durch Bekanntmachung 
für jede Berufsschule den Schulsprengel, der für die 
örtliche Erfüllung der Berufsschulpflicht maßge­
bend ist. 2Bei kommunalen Berufsschulen erfolgt 
die Sprengelbildung im Einvernehmen mit dem 
Schul träger, bei staatlichen Berufsschulen im Be­
nehmen mit dem kommunalen Schulaufwandsträ­
ger. 3Für die in Art. 5 Satz 3 Nrn. 1 und 2 vorgesehe­
nen Formen des Berufsgrundbildungsjahres kön­
nen eigene Schulsprengel nach Berufsfeldern und 
Berufsfeldschwerpunkten gebildet werden. 4Um 
Jahrgangsfachklassen zu gewährleisten, können 
Schulsprengel für Berufsfelder, Berufsfeldschwer­
punkte, Berufsgruppen, Einzelberufe und Schüler­
jahrgänge gebildet werden; erstreckt sich dieser 
Schulsprengel über einen Regierungsbezirk hinaus, 
so bestimmt das Staatsministerium für Unterricht 
und Kultus die zuständige Regierung. 

(2) In den Fällen des Art. 7 ist der Berufsschul­
pflichtige gehalten, die von der Regierung bis zur 
Umbildung des Schulsprengels zugewiesene Be­
rufsschule zu besuchen. 

Art. 9 

Erfüllung der Berufsschulpflicht 

(1) IDie Erfüllung der Berufsschulpflicht richtet 
sich für Jugendliche, die in einem Beschäftigungs­
verhältnis stehen, nach dem Beschäftigungsort, für 
die übrigen nach dem Wohnort. 21st der Beschäfti­
gungsort oder der Wohnort zweifelhaft, so entschei­
det die Schulaufsichtsbehörde, welche Schule zu 
besuchen ist. 3Der Besuch einer schulaufsichtlieh 
genehmigten privaten Berufsschule befreit von der 
Pflicht zum Besuch der zuständigen Sprengel­
schule. 

(2) Berufsschulpflichtige, die in Bayern wohnen, 
aber außerhalb Bayerns beschäftigt sind, sind zum 
Besuch der für ihren Wohnsitz zuständigen Berufs­
schule verpflichtet, wenn sie nicht die für den 
Beschäftigungsort zuständige außerbayerische 
Berufsschule besuchen können. 

(3) Wenn es die örtlichen Verhältnisse nahelegen 
oder wo Jahrgangsfachklassen in Bayern nicht ge­
bildet werden können, ist die Regierung berechtigt, 
Schüler zum Besuch einer außerbayerischen Be­
rufsschule zu verpflichten. 

(4) Auf Berufsschulberechtigte finden die Absät­
ze 1 bis 3 entsprechende Anwendung. 

Art. 10 

Gastschulverhältnisse 

(1) lAus wichtigen Gründen kann der Besuch 
einer anderen als der zuständigen Sprengelschule 
genehmigt oder angeordnet werden (Gastschulver­
hältnis). 2Für die Genehmigung eines Gastschul­
verhältnisses ist die abgebende Berufsschule zu­
ständig, wenn mit der aufnehmenden Berufsschule 
und den zuständigen Schulaufwandsträgern über 
die Begründung des Gastschulverhältnisses Ein­
vernehmen besteht. 3In den übrigen Fällen ent­
scheidet die für die abgebende Schule zuständige 
Schulaufsichtsbehörde. 

(2) JSind Jugendliche in Heimen untergebracht, 
ohne daß die Möglichkeit des Besuchs einer Heim­
berufsschule besteht, so liegt ein Gastschulverhält­
nis vor, wenn die Jugendlichen vor Eintritt in das 
Heim ihren Wohnsitz nicht im Sprengel der für das 
Heim zuständigen Berufsschule hatten. 2Dies gilt 
entsprechend auch für Jugendliche, die in Einrich­
tungen, insbesondere Werkstätten des Bundes oder 
des Landes, ausgebildet werden. 

(3) Umschüler für einen anerkannten Ausbil­
dungsberuf mit einem Umschulungsvertrag nach 
§ 47 Abs. 3 des Berufsbildungsgesetzes oder 
§ 42a Abs. 3 der Handwerksordnung haben das 
Recht, am Unterricht in der Berufsschule teilzu­
nehmen. 

Abschnitt III 

Private Berufsschulen 

Art. 11 

Heim- und Werkberufsschulen 

(1) In der Heimberufsschule erfolgt die berufliche 
und die schulische Ausbildung der Schüler in der 
Schule und im Heim. . 

(2) In der Werkberufsschule übernimmt der Aus­
bildende sowohl die Berufsausbildung als auch die 
schulische Bildung der Schüler. 

Dritter Teil 

Berufsaufbauschulen 

Art. 12 

Status der Berufsaufbauschule 

Berufsaufbauschulen können an Berufsschulen 
oder an mindestens zweijährigen Berufsfachschu­
len eingerichtet werden. 
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Vierter Teil 

Berufsfachschulen und Fachschulen 

Art.l3 

Lehrziele 

I Lehrziele und schulische Berechtigungen, die 
durch den Besuch einer Berufsfachschule und einer 
Fachschule erreicht werden können, kann das 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus für 
die verschiedenen Ausbildungs- und Fachrichtun­
gen der jeweiligen Schulart festlegen, soweit die 
Zuständigkeit gesetzlich nicht anders geregelt ist . . 
2Die Festlegung des Lehrzieles erfolgt im Beneh­
men mit dem Staatsministerium für Arbeit und 
Sozialordnung und dem fachlich zuständigen 
Staatsministerium. 

Fünfter Teil 

Fachakademien 

Art. 14 

Wesen der Fachakademien 

(1) IDas zuständige Staatsministerium legt durch 
Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus die 
Ausbildungsrichtungen der Fachakademien fest; es 
kann die Ausbildungsrichtungen in Fachrichtun­
gen unterteilen. 2Eine Fachakademie kann ver­
schiedene Ausbildungsrichtungen umfassen. 

(2) IDas Studium an einer Fachakademie wird 
durch eine staatliche Prüfung abgeschlossen. 
2Durch eine staatliche Ergänzungsprüfung kann 
die Fachhochschulreife erworben werden; diese 
kann für einzelne Ausbildungsrichtungen auf ein­
schlägige Studiengänge beschränkt werden. 

(3) Überdurchschnittlich befähigten Absolventen 
der Fachakademien, die die Berechtigung zum Stu­
dium an einer Fachhochschule erworben haben, 
kann die fachgebundene Hochschulreife zuerkannt 
werden. 

Art. 15 

Zugangsvoraussetzungen 

(1) IDas zuständige Staatsministerium bestimmt 
Art und Dauer der in Art. 17 BayEUG genannten 
beruflichen Ausbildung oder praktischen Tätigkeit 
im Benehmen mit dem Staatsministerium für Un­
terricht und Kultus. 2Vom Erfordernis einer vorhe­
rigen beruflichen Ausbildung oder praktischen Tä­
tigkeit kann ausnahmsweise abgesehen werden, 
soweit dies von der Ausbildungsrichtung und dem 
Ausbildungszweck her gerechtfertigt ist. 

(2) Das zuständige Staatsministerium bestimmt 
die Zugangsvoraussetzungen, die im Anschluß an 
eine praktische Tätigkeit für die Fortbildung erfor­
derlich sind. 

Art. 16 

Fachakademielehrer 

(1) Die Lehraufgaben der Fachakademie werden 
als ständige Aufgabe von Fachakademielehrern er­
füllt, welche die erforderliche pädagogische Eig­
nung besitzen müssen. 

(2) 1 Fachakademielehrer für allgemeinbildende 
und fachtheoretische Fächer müssen ein ihrem 
Lehrgebiet entsprechendes Studium an einer wis­
senschaftlichen Hochschule mit einer Hochschul­
prüfung oder Staatsprüfung abgeschlossen haben. 
2Die Fachakademielehrer an Fachakademien 
künstlerischer Ausbildungsrichtung müssen für ihr 
Fach eine abgeschlossene Ausbildung an Kunst­
hochschulen nachweisen. :!Fachakademielehrer für 
fach praktische Fächer müssen hierfür eine abge­
schlossene fach praktische und pädagogische Aus­
bildung nachweisen, welche den Aufgaben der 
Fachakademien entspricht. . 

(3) lAuf die in Absatz 2 genannten Erfordernisse 
kann ausnahmsweise verzichtet werden, wenn die 
Befähigung für die Tätigkeit als Fachakademieleh­
rer in anderer Weise nachgewiesen wird, keine Be­
werber zur Verfügung stehen, welche die Voraus­
setzungen des Absatzes 2 erfüllen, und ein besonde­
rers Inter:~sse an der Gewinnung des Bewerbers 
besteht. 2Uber die Zulas.sung einer Ausnahme ent­
scheidet das zuständige Staatsministerium. 

(4) Die beamtenrechtlichen Vorschriften bleiben 
unberührt. 

(5) In Ausnahmefällen können sonstige Lehrer, 
die nach Eignung, Befähigung und fachlicher Lei­
stung den Aufgaben der Fachakademie entspre­
chen, mit der Wahrnehmung von Lehraufgaben be­
traut werden. 

Sechster Teil 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

Art. 17 

Rechts- und Verwaltungsvorschrifte n 

(1) Das Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus erläßt, soweit erforderlich im Benehmen mit 
den beteiligten Staatsministerien, die zum Vollzug 
dieses Gesetzes erforderlichen Rechts- und Ver­
waltungsvorschriften. 

(2) I Die berufliche Grundbildung im Unterricht 
der Grundstufe der Berufsschule wird durch 
Rechtsverordnung schrittweise sektoral und regio­
nal nach Maßgabe der fachlichen und regionalen 
Erfordernisse und der baulichen, organisatorischen 
und personellen Voraussetzungen, insbesondere 
vorhandener Einrichtungen, eingeführt; nach den­
selben Gesichtspunkten wird geregelt, ob die beruf­
liche Grundbildung nach Art. 5 Satz 3 Nr. 1 im Voll­
zeit- oder im Teilzeitunterricht bewirkt werden soll. 
2Für das Berufsgrundschuljahr werden die Berufs­
felder festgelegt. 3Die Rechtsverordnung wird vom 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus im 
Einvernehmen mit den Staatsministerien der Fi­
nanzen und für Wirtschaft und Verkehr sowie· im 
Benehmen mit den anderen zuständigen Fachmini­
sterien und den Landesorganisationen der Fach­
verbände und der für die Berufsbildung zuständi­
gen Stellen erlassen. 

(3) 1 Das Landesamt für Statistik und Datenver­
arbeitung ist ermächtigt, auf Veranlassung des 
Staatsministeriums für Unterricht und Kultus oder 
mit dessen Einvernehmen statistische Erhebungen 
über Ausbildungsberufe im Rahmen dieses Geset-
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,zes bei beruflichen Schulen durchzuführen. 2Die I Anlage 
Schulen, Lehrer und Schüler sind verpflichtet, die 
erforderlichen Angaben zu liefern. 

Art. 18 

Bestehende Schulen 

(1) Private Berufsfachschulen, die am 1. August 
1986 als genehmigte Ersatzschulen betrieben wur­
den, behalten auch dann ihren Status als Er­
satzschule, wenn die Voraussetzungen des Art. 68 
Bay EUG nicht gegeben sind. 

(2) Lehrer, die die Voraussetzungen des Art. 16 
Abs. 2 nicht erfüllen, können an Fachakademien in 
ihrem bisherigen Einsatzbereich auch künftig Ver­
wendung finden, wenn sie zum Zeitpunkt des In­
krafttretens (Art. 19) dieses Gesetzes die Lehrtätig­
keit bereits längere Zeit mit Erfolg ausgeübt haben. 

Art. 19 

Inkrafttreten des Gesetzes 

Dieses Gesetz tritt für den Bereich der Berufs­
schulen und Berufsaufbauschulen am 1. September 
1972 in Kraft, im übrigen am 1. Januar 1973.*) 

*) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der 
ursprünglichen Fassung vom 15. Juni 1972 (GVBl S. 189). Der 
Zeitpunkt des Inkrafttretens der späteren Anderungen ergibt 
sich aus den jeweiligen Änderungsgesetzen. 

zum Gesetz über das berufliche Schulwesen 
(GbSch) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29. Juli 1986 
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